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Serie
Im Salz geht es nicht! Kann 
man Atommüll stattdessen 
noch tiefer und unterm Salz 
sicher einlagern?

Alles falsch!
Weil‘s sonst niemand tut: Ende 
Januar werden im Wendland  
die Fehler der Gorleben-Ge- 
schichte benannt.

COP21
Trotz des Terrors fand der 
Klimagipfel in Paris statt. Die 
Proteste dagegen überall auf 
der Welt.
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Klimawandel

Nicht 
mit 
uns!



Seid geduldig

Erste Woche im Dezember, gerade 
machte ich mir in Vorbereitung auf den 
2. Advent Gedanken über die biblische 
Aufforderung „Seid geduldig!“. Dabei 
dachte ich besonders an Euch.
Gemeint ist kein passives Abwarten, 
sondern eine bewusste Haltung, die 
mit langem Atem verbunden ist. In dem 
Predigttext wird als Beispiel ein Land-
wirt herangezogen: „Der Bauer wartet 
auf die kostbare Frucht der Erde und ist 
dabei geduldig, bis sie empfange den 
Frühregen und den Spätregen. Seid 
auch ihr geduldig.“
Ich bewundere Eure, unsere Stärke, im-
mer wieder neu an dem jahrzehnteal-
ten Gorleben- und Endlager-Thema mit 
Mut, Geduld, Ausdauer und langem 
Atem weiterzuarbeiten. Ohne diesen 
langen Atem wären längst unrevidier-
bare Fakten geschaffen worden. Die 
Veranstaltung mit Reinhard Ueber-
horst im Dezember stand, wie auch 
die Tagung „Alles falsch gemacht“ am 
23. Januar es tun wird, genau in dieser 
adventlichen Tradition, die „kostbare 
Frucht der Erde“ zu sehen, und nicht 
den kurzfristigen Gewinn.
Ich danke euch und wünsche uns wei-
terhin den langen Atem!

Eckhard Kruse
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Liebe Leserinnen und Leser,

Mentholzigaretten haben wir die- 
ser Ausgabe nicht beigelegt. Aber 
wir erinnern dennoch an den Be-
such eines hanseatischen Rau-
chers im Wendland. Und halten ein 
Plädoyer an die Sozialdemokratie, 
die eigene Rolle in der Atompoli- 
tik noch einmal gründlich zu re- 
flektieren, so wie auch der Lotse 
selbst in dieser Frage letztlich ei-
nen kritischen Blick auf die Rol-
len von Regierung und Industrie 
wagte. 
Und wir werfen einem Blick auf 
die Geschichte einer gesellschaft-
lich nicht akzeptierten Atommüll- 
politik, die sich gerade von der 
Vergangenheit in die Zukunft 
drängelt. Wolfgang Ehmke stimmt 
auf die Veranstaltung „Alles falsch 
gemacht“ am 23 Januar ein, in der 
es neben der „Fehleranalyse Gor-
leben“ auch darum gehen soll, 
wie es angesichts der unverändert 
verfahrenen Lage weiter gehen 
kann. Prof. Wolfgang Irrek und 
Prof. Michael Vorfeld machen uns 
deutlich, dass und warum der 

Stresstest des Wirtschaftsminis-
teriums für die Kostenübernahme 
der nuklearen Entsorgung durch 
die Stromkonzerne uns wirklich 
Stress machen sollte. Die Finan-
zierung ist offenbar so sicher, wie 
der Betrieb von Atomkraftwerken 
und Endlagern. 
Lebenslange Lernfähigkeit zählt 
eigentlich zu den herausragenden 
evolutionären und zivilisatori- 
schen Fähigkeiten des Menschen 
und sie erwächst aus der konstru- 
ktiven Auswertung von Erfahrun-
gen. Ob allerdings die kollektive 
Aufarbeitung der (schlechten) Er- 
fahrungen mit der Hochrisikotech- 
nologie Atomkraft und der Stand-
ortbenennung Gorlebens dem ak- 
tuellen Handeln überhaupt zu-
grunde liegt, oder ob nicht die we- 
sentlichen Debatten gerade wie-
der unterschlagen und die we- 
sentlichen Konflikte ignoriert wer-
den, hinterfragt die Rechtsanwäl-
tin und Mediatorin Ulrike Donat. 
Ohne nämlich überhaupt das  
Konzept eines tiefengeologischen 
Endlagers zu hinterfragen und an- 
dere Optionen zu prüfen, hatte die 

Endlagerkommission“ sich schon 
frühzeitig auf die altbekannten 
(und bislang gescheiterten) Kon- 
zepte eingeengt. Die „Identifizie-
rung gesellschaftlicher Verständi-
gungsaufgaben“, wie der Politik-
berater Reinhard Ueberhorst das 
Gebot der Stunde nennt, wurde 
dabei unterlassen und durch ei- 
nen „simulierten gesellschaftli- 
chen Verständigungsprozess“ er- 
setzt. Herauskommen können hät- 
te dabei das Atommüll-Lagerkon-
zept „unterhalb stratiformer Salz-
formationen“, wie Umweltwissen-
schaftler Jan Becker  in unserer 
Serie über unterschlagene Hand-
lungsalternativen berichtet.
Trotz der Demonstrationsverbote 
hat die BI eine Delegation mit 
dem Auftrag „Don‘t nuke the Cli-
mate“ zum denkwürdigen Klima-
gipfel nach Paris entsandt. Deren 
Bericht liegt ebenso bei wie die 
Rückschau des Energie-Wenden 
Dieter Schaarschmidt auf das ers-
te Windrad im Wendland.
Kommen Sie also regenerativ 
durch den Winter und lernen Sie 
mit uns zusammen.

Redaktion: Andreas Conradt (ac),
Torsten Koopmann (kp) (beide verant- 
wortlich, Adresse wie vor), Jan Becker 
(jb),  Wolfgang Ehmke (we), Birgit Huneke 
(bh),  Torben Klages (tk), Günter Hermeyer (gh)

Gestaltung: Andrea Hagen

Martin Donat, 
Vorsitzender der 

BI Lüchow-
Dannenberg

Auflage
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Kurzmeldungen

„Heiße Kartoffeln“ – das ist ein 
Theaterstück in 15 Bildern, in 
dem es um einen Bauern na-
mens Pankow geht, der für gu- 
ten Profit Land an die Atom-
industrie verkaufen kann, es 
aber schließlich trotz massiver 
Bedrohung wie Bestechung, 
Fotoaufnahmen und Rauschgift-
vorwürfen nicht tut. 
Die Problematik um Gorleben 
wurde zum Anlass genommen, 
um zu zeigen, wie großmächtige 
Planungsinteressen mit den Be-
dürfnissen des einzelnen Bürgers 
umgehen. Ein Stück über Wieder-
aufarbeitung, über eine Atom-
mülldeponie in einem ländlichen 
Landkreis, in dem „alle Personen 
frei erfunden sind und doch in 
unserer Wirklichkeit leben“ .
Das erste Stück der „Theaterwehr 
Brandheide“ war programma-
tisch für die Ziele dieser moder-
nen Künstlergruppe und auch 
ein typisches Beispiel für die 
Veränderung der Theaterland-
schaft. Die fünf männlichen und 
drei weiblichen Mimen, Deut-
sche und Schweizer, wollten 
volkstümliches, politisches The-
ater machen, das sich nicht nur 
auf der Bühne tummelt, son-
dern auch das Publikum in das 
Spiel einbezieht. 
Die Uraufführung des Anti-Atom-
Stückes „Heiße Kartoffeln“ fand 
in der Alten Burg in Gorleben 
am 10. April 1978 statt. Es folg- 
ten weitere Vorstellungen im 
Wendland und sogar eine Tour-
nee mit 120 Aufführungen durch 
die Bundesrepublik und die 
Schweiz.
Nur das Kurhaus in Hitzacker 
blieb der „Theaterwehr“ ver-
schlossen. Der neugewählte 
Oberkreisdirektor Klaus Poggen-
dorf hielt es für unangemessen, 
in einem Gebäude der öffentli-
chen Hand ein Stück gegen eben 
diese öffentliche Hand aufführen 
zu lassen. (bh)

Zwischenlagerung
Einsatz der PKA?
Eine Stellungnahme der Entsor-
gungskommission (ESK) besagt 
erstmals, dass Castor-Behälter 
bis zu 100 Jahren gelagert wer-
den müssen, bis ein Endlager be-
reit steht. Zugelassen sind jedoch 
nur Zwischenlagerzeiten bis zu 
maximal 40 Jahren. In Gorleben 
läuft die Betriebserlaubnis 2034 
aus. Das Hauptproblem sieht die 
ESK in dem Zustand im Innern 
der Behälter: „Maßgebend für 
die Handhabbarkeit von Brenn-
stäben nach längerer Zwischen-
lagerung ist der Zustand der 
Hüllrohre.“ Oxidation des Uran-
dioxids führe zur Zerstörung der 
Brennstoffmatrix, und durch den 

Die Grünen
Fassungslosigkeit
„So geht es nicht weiter!“ Mit 
diesen Worten ist ein offener 
Brief überschrieben, den die 
Wendlandgrünen ihren Berliner 
Kolleg/-innen auf der Bundesde-
legiertenkonferenz von Bünd-
nis90/Die Grünen Ende Novem-
ber in Halle übergaben. Es sei, so 
der Kreisverband Lüchow-Dan-
nenberg, nicht mehr erkennbar, 
wofür die Grünen Vertreter/-in-
nen in der Endlagerkommission 
stehen. Stattdessen würden 
grüne Positionen aufgegeben 
und es bliebe offen, „wo unsere 
,rote Linie‘ ist“. In der Kommis-
sion finde eine vorbehaltlose, 
ergebnisoffene Suche nach dem 
bestmöglichen Standort für ein 
Endlager in Deutschland nach 
wissenschaftlichen Gesichts-
punkten nicht statt. Stattdessen 
gehe es nur um Gorleben als 
mögliches Endlager.
Die Wendlandgrünen fordern in 
dem Brief die Vertreter/-innen der 
Partei in der Kommission auf, 
ihre Positionen zu den bisherigen 
Empfehlungen des Gremiums 
vorbehaltlos und offen aufzuzei-
gen und klar und nachdrücklich 
die nicht verhandelbaren Grünen 
Positionen darzulegen – bis hin 
zu einem Ausscheiden aus der 
Kommission. Mit der dort nicht 
durchsetzbare Mindestanfor-
derung „intaktes Deckgebirge“ 
für Lagerstätten sei für die 
Lüchow-Dannenberger Grünen 
eine „Rote Linie“ überschritten 

Gorleben Archiv
Vor 37 Jahren

Als Wendlandgrüne kritisiert auch 
Miriam Staudte das Verhalten grüner 
Politiker/-innen in der Endlagerkom-
mission.

worden. Es habe sich gezeigt, 
dass die Kommissionsarbeit 
ihre eigene Dynamik entwickelt 
und sich der Abstand zur grünen 
Basis immer mehr vergrößere. 
„Wir können und wollen nicht 
direkt oder indirekt an der Festle-
gung auf den ungeeigneten und 
politisch verbrannten Standort 
Gorleben mitwirken.“
Umweltverbände, darunter 
die Bürgerinitiative Lüchow-
Dannenberg, hätten von Anfang 
an aus mangelndem Vertrauen 
in den Prozess ihre Mitarbeit 
verweigert. Es sei auch für Grüne 
eine Frage des Vertrauens in die 
Arbeit aller Verantwortlichen, ob 
eine Beteiligung sinnvoll sein 
kann. „Wir stellen nun fest, dass 
sich ureigene grüne Positionen 
nicht durchsetzen lassen und zu-
gunsten von ,im Konsens getra-
genen‘ Beschlüssen aufgegeben 
worden sind.“ (pm)

fortschreitenden Alpha-Zerfall 
reichere sich in Hohlräumen und 
an Korngrenzen der Brennstoff-
matrix Helium an. All das führe 
zu einer Volumenvergrößerung. 
Die Pilot-Konditionierungsan-
lage (PKA) in Gorleben wird in 
diesem Zusammenhang nicht  
erwähnt, aber die Bürgerinitia-
tive Lüchow-Dannenberg fürch-
tet, dass ausgerechnet diese 
veraltete Anlage dafür vorge-
halten wird, die von der ESK 
geforderten Untersuchungen 
von Dichtungen und Inventaren 
der Behälter zu gewährleisten. 
(we)

Weitere Infos im Internet unter:
www.gorleben-rundschau.de
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Kurzmeldungen

Europäische Union
Bürgerbeteiligung
Eine öffentliche Beteiligung am 
Management radioaktiver Abfälle 
wird das erste Projekt des neuen 
„Energy-Transparency Centre 
of Knowledge“ (E-TRACK) sein. 
E-TRACK ist eine gemeinsame 
Initiative der Generaldirektion 
Energie (GD ENER) und der 
Gemeinsamen Forschungs-
stelle (JRC) der Europäischen 
Kommission zur Förderung der 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Umsetzung der Energie-
politik. Sie ist ins Leben geru-
fen worden, weil die EU eine 
„zuverlässige Informationsquelle 
für Fragen, die die Umsetzung 
der Energiepolitik betreffen“ als 
notwendig erachtet. Ziel von E-
TRACK sei es, zu einem zentralen 
Bezugspunkt für die Beobach-
tung, die Verbreitung und den 
Austausch von Informationen 
über bewährte Verfahren für die 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Umsetzung der Energie-
politik in der gesamten EU zu 
werden. (gr)

Quizshow
BI-Logo im TV
Im Rahmen der Quizshow „Die 
Leuchte des Nordens“ mit Jörg 
Pilawa im NDR-Fernsehen wird 
am 17. Januar das Logo der 
Bügerinitiative Lüchow-Dan-
nenberg zu sehen sein. In der 
Sendung Mitte Januar dreht sich 
alles um die Achtzigerjahre. (gr)

Brunsbüttel
Antrag gestellt
Vattenfall hat Antrag auf den Bau 
eines neuen Standort-Zwischen-
lagers für Atommüll in Bruns-
büttel gestellt. Das Bundesver-
waltungsgericht hatte vor einem 
Jahr die Betriebserlaubnis für 
das bestehende Zwischenlager 
für rechtswidrig erklärt. Dort sind 
aktuell neun Castoren mit hoch-
radioaktivem Atommüll eingela-
gert. Die Richter hatten mit ihrer 
Entscheidung die Aufhebung 
der Betriebsgenehmigung durch 
das Oberverwaltungsgericht in 
Schleswig bestätigt. Dort wurde 
schon im Juni 2013 der Klage ei- 
nes Anwohners stattgegeben. (gr) 
 

Terror-Schutz
BI bezweifelt Sicherheit
14 Jahre nach den Anschlägen 
auf die Twin-Towers in New 
York hat in Gorleben der Bau 
einer Schutzmauer noch nicht 
begonnen. Erst auf Drängen der 
Bürgerinitiative Lüchow-Dannen-
berg (BI) werden dort jetzt auch 
Kerosinablaufkanäle geplant. Die 
Behauptung der Gesellschaft für 
Nuklear-Service (GNS), Gorleben 

Spitzenreferenten zu aktuellen 
Themen im Herbst: Den Auftakt 
machte der Brite Antony Fraggot, 
der auf das britische Atompro-
gramm und den Spuk um Hink-
ley Point C einging. Der Vortrag 
bildete den Unterbau der „Don‘t 
nuke the climate“-Kampagne 
während der Proteste in Paris.
Später begrüßte die BI Alexander 
Tetsch. Sein Vortrag „Die wahre 
Katastrophe ist das Vergessen“ 
war eindringlich, sehr gut recher-
chiert und brillant vorgetragen. 
Zu den Themenfeldern Atomkraft, 
Kohle und Fracking präsentierte 
Tetsch anhand diverser Bilder 
die Hinterlassenschaften fossiler 
Brennstoffgewinnung und schaff-
te daraus einen mahnenden Vor-
trag. Den Abschluss der Vortrags-
serie bildete im Dezember die 
Veranstaltung „Demokratische 
Atommüllpolitik“ von Reinhard 
Ueberhorst. Nach seinen Vorträ-
gen auf bundesweiten Veranstal-
tungen der Anti-Atom-Bewegung 
war es eine Freude, Ueberhorst 
nun im Wendland begrüßen zu 
dürfen. Scharfe Analysen, wohl 
formulierte Kontroversen und ein 
großer Erfahrungsschatz mach-
ten den Abend zu einer „Mit-
denkveranstaltung“.
Am 29. November hat die BI 
in Berlin die Kampagne „Don´t 
nuke the climate“ auf dem 
weltweiten Aktionstag „Global 
Climate March“ zur Weltklima-
konferenz vertreten.
Am 28. Dezember fand die 250. 
Fukushima Mahnwache in Dan- 
nenberg statt. Denn obwohl das 
Ereignis schon fünf Jahre zurück- 
liegt, treffen sich immer noch je- 
den Montag Menschen auf dem 
Dannenberger Marktplatz, zur
Mahnwache und tauschen sich 
über aktuelle Themen aus.
Den Start ins neue Jahr bescherte 
der traditionelle „Neujahrsemp-
fang“ an den Atomanlagen. Der 
Vorstand der BI gab dabei einen 
Ausblick auf die zu erwartenden 
Schwerpunkte im Jahr 2016. (tk)

BI-Büro
Aktion und Politik

Mit der Sicherheit der im Wendland so genannten „Kartoffelscheune“, dem 
Zwischenlager für Castoren, ist es nicht weit her.

zähle zu den „bestgesicherten 
Objekten in Deutschland“, will 
die weiterhin BI nicht hinneh-
men. „Wir bezweifeln, dass die 
hochradioaktiven Abfälle einem 
gezielten Flugzeugabsturz stand-
halten. Es ist immer noch nicht 
verboten, die Zwischenlager 
zu überfliegen.“ Gegen pan-
zerbrechende Waffen seien die 
Behälterwände ebenfalls nicht 
geschützt. (we)

Die EU möchte 
mehr Bürgerbetei-
ligung bei Fragen 
des Managements 
radioaktiver 
Abfälle.
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Allons enfants!
Proteste  „Das Verbot der großen Demonstrationen auf dem Klimagipfel in Paris trifft die Umweltbewegung hart“, schrieb die 
„taz“ knapp eine Woche nach den Terroranschlägen in der französischen Hauptstadt. Aber: „Die großen Demonstrationen in den 
Heimatstädten der Klimasünder (…) sind nicht verboten“, fuhr die „taz“ fort und empfahl, dass nicht alle gemeinsam etwas an 
der Seine machen mögen, sondern jeder zuhause das Seine. Tatsächlich geschah beides! Ein Bericht von Andreas Conradt und 
Kerstin Rudek

Rund um den Globus gingen am 
letzten November-Wochenende, 
nur wenige Tage vor Beginn der 
UN-Klimakonferenz in Paris, hun- 
derttausende Menschen bei mehr 
als 2300 Veranstaltungen in 150 
Ländern für das Klima auf die 
Straße. Allein in Berlin haben rund 
20 000 Bürger/-innen beim Global 
Climate March für engagierten 
und verbindlichen Klimaschutz 
demonstriert. „Hier in Berlin pro- 
testieren wir auch im Namen un-
serer französischen Freunde und 
Kollegen für Klimaschutz und 
eine friedliche und nachhaltige 
Welt!”, sagte Regine Günther, Ge-
neraldirektorin Klima und Politik 
des WWF Deutschland. Ein bunter  
Demozug mit selbstgebauten 
Windturbinen, Solar-Trommeln, 
einem „Kohlosaurus“, Klima-Re-

volutions-Panda, Klimahelden, ei-
ner vier Meter hohen Weltkugel mit 
schmutzigen Kohlekraftwerken 
sowie zahlreichen weiteren kreativ 
gestalteten Gefährten und Instal-
lationen zog friedlich durch Berlin- 
Mitte. Von den Maasai in Tansania 
bis zu den Samba-Tänzern in São 
Paulo haben Bürger auf der gan- 
zen Welt mit einer Stimme ge-
sprochen. Christoph Schott, Kam-
pagnenleiter für Deutschland von 
Avaaz, sagte, Berlin sende einen 
deutlichen Auftrag an den Klima-
gipfel in Paris: Gefordert wurde ein 
ambitionierter, verbindlicher und 
gerechter Klimavertrag sowie ein 
Bekenntnis zu weltweit 100 Pro-
zent erneuerbarer Energien bis 
zum Jahr 2050. Deutschland müs-
se zudem zügig mit dem schritt-
weisen Kohleausstieg beginnen, 

der spätestens 2040 abgeschlos-
sen sein solle. Ziel der mehr als 190 
Staats- und Regierungschefs in 
Paris müsse es sein, die Erderwär- 
mung unter zwei, besser noch un-
ter 1,5 Grad Celsius zu halten und 
so zu globaler Gerechtigkeit und 
Frieden beizutragen.
Mitglieder der Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg (BI) vertra-
ten die internationale Kampagne 
„Don’t nuke the Climate“. Mit ih-
ren großen Bannern – den einzi-
gen in englischer Sprache – warn-
ten sie eindrücklich davor, eine 
Renaissance der Atomkraft im 
Windschatten der Klimadiskussi-
on zuzulassen. Die Banner sollten 
Anfang Dezember auch noch in 
Paris zu sehen sein…
Weitere große Demonstrationen 
fanden unter anderem in London, 
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Klimagipfel

Umwelt-
schützer 

fordern 100 
Prozent er-
neuerbarer 

Energien bis 
zum Jahr 

2050 – 
weltweit!

Melbourne und Manila statt. Als 
Folge der Absage der Großde- 
monstration in Paris nach den dor- 
tigen Terroranschlägen gingen die 
Menschen weltweit auch für die-
jenigen auf die Straße, die es in 
Paris offiziell nicht konnten. 
Inoffiziell und trotz des Verbots 
wurde allerdings auch in der fran- 
zösischen Hauptstadt während 
der gesamten Dauer des Klima-
gipfels protestiert. Eine Delega- 
tion der BI war in Paris, um mit 
dem internationalen Bündnis 
„Don‘t nuke the Climate“ Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit zu ma-
chen und von den Veranstaltun-
gen des Alternativgipfels zu be-
richten. „Es ist schwer für uns“, 
verlautete aus Kreisen der Dele-
gation vor der Abreise nach Paris, 
„hinzunehmen, dass der Weltkli-
magipfel stattfindet, aber Proteste 
vor Ort nur sehr eingeschränkt 
möglich sein sollen. Wir möchten, 
dass unsere Botschaft auch unter 
den derzeitigen Umständen Ge-
hör findet. Wir wollen eine Welt 
ohne Atom, ohne Kohle, ohne 
Krieg und ohne Bomben. Das al-

les findet in einer neu zu definie-
renden Klimagerechtigkeit einen 
gemeinsamen Nenner.“
Tatsächlich fanden in Paris täglich 
Dutzende Veranstaltungen des al-
ternativen Gegengipfels statt. Tau- 
sende Menschen strömten von ei-
nem zum anderen Veranstaltungs- 
ort, lauschten Vorträgen und be-
teiligten sich an scheinbar spon-
tanen Aktionen. 
So bejubelten rund 35 Klimaakti- 
vist/-innen die Verleihung des  
„Pinocchio-Awards“ für das „bes- 
te Greenwashing“ in einer Ge- 
schäftsstelle des französischen 
Atomkonzerns „Electricité de 
France“ (EDF). Sie „feierten damit 
den besten Lügner, der es nicht 
lassen kann, öffentlich zu erklä-
ren, Atomkraft sei CO2-frei und 
umweltfreundlich.“ Ähnliche Akti-
onen fanden in anderen Einrich-
tungen von EDF und vor dem Bü-
rogebäude von Areva statt. Der 
Firma wird vorgeworfen, durch 
den Uranabbau in vielen Teilen 
der Welt für Menschenrechtsver-
letzungen und Umweltzerstörung 
verantwortlich zu sein. Über die 
zwei Wochen des Gipfels gab es 
zig, wenn nicht hunderte solcher 
Guerilla-Aktionen.
Und es gab offizielle Veranstaltun- 
gen des so genannten Gegengip- 
fels. Gallionsfiguren der Klima- 
bewegung wie die Buchautorin 
Naomi Klein und der Direktor von 
Greenpeace International, Kumi 
Naidoo, ermutigten die Menschen, 
langen Atem zu bewahren: „Der 
Kampf um ein besseres Klima ist 
ein Marathon, kein Sprint. Ma-
hatma Gandhi hat gesagt: ,Erst 
ignorieren sie dich, dann lachen 
sie über dich, dann bekämpfen 
sie dich, und dann gewinnst du‘. 
Wenn Mahatma Recht hatte, dann 
sind wir kurz davor zu gewinnen, 
denn sie bekämpfen uns zurzeit 
enorm!“, so Naidoo auf einer Ver-
anstaltung des Gegengipfels.
Die Kanadierin Naomi Klein rief 
die Menschen zu einer Petition 
auf, die den Schaltjahrestag 2016 
in den Fokus weltweiter gemein-
samer Aktionen stellt. „Allein die 
Tatsache, dass wir alle hier sind, 
miteinander reden, einfach weiter- 
machen und Druck auf die Ent-
scheidungsträger ausüben, ist un- 
glaublich ermutigend für mich!“ 
Während Minister und Diploma-

ten mit ihren Verhandlungen wie 
jedes Mal in die Verlängerung gin-
gen – erst am Samstag statt wie 
geplant am Freitagabend wurden 
sie fertig –, begann auch für die 
Klimaaktivist/-innen der Endspurt. 
Je näher der Termin des Gipfel-Ab-
schlusstages rückte, desto mehr 
Protestaktionen und Gegenveran- 
staltungen gab es, desto mutiger 
wurden die Demonstranten auch, 
das Versammlungsverbot durch 
scheinbare Einzelaktionen zu un- 
terlaufen. Auf dem größten Gang 
des Geländes, auf dem die UN-
Staaten einen neuen Weltklima-
vertrag aushandelten, hatten sich 
am Freitagnachmittag hunderte 
junge Menschen in einer Reihe 
aufgestellt und ein langes rotes 
Band vor sich gehalten. Es stellte 
die „rote Linie“ dar, die die Verhan- 
dler/-innen nicht „überschreiten“ 
dürften. Zeitgleich wartete Green-
peace mit einer spektakulären Ak-
tion auf: Während Aktivisten hoch 
auf dem Arc de Triomphe ein Ban- 
ner aufspannten, verteilten andere 
auf den Straßen rund um den 
Etoile hunderte Liter gelber Öko-
Farbe. Vom tosenden Autover-
kehr auf Frankreichs größtem 
Kreisel verteilt, wurde daraus 
bald eine leuchtend gelbe Sonne 
fürs Klima.
Am letzten Wochenende schließ-
lich waren Zigtausende Menschen 
auf den Straßen Paris‘ unterwegs. 
Es gab Protestaktionen, die in der 
Gesamtheit ihrer medialen Wir- 
kung der eigentlich geplanten 
Groß-Demo wohl in nichts nach-
standen. Nachdem die Demons- 
trationen im letzten Moment – in 
der Nacht zu Samstag – doch  noch 
genehmigt wurden, haben es De- 
monstrant/-innen geschafft, die 
Fläche unter dem Eiffelturm, dem 
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Klimagipfel

Weitere Infos im Internet unter:
www.gorleben-rundschau.de

Symbol für Paris und gleichzeitig 
für die Weltklimakonferenz, mit 
Menschen zu füllen. Ein zweites 
Highlight war das erneute Zeigen 
der „roten Linien“ – in deutlich 
größerem Stil als am Tag zuvor 
und mitten in der Innenstadt vom 
Arc de Triomphe die gesamte 
Avenue de la Grande Armée ent- 
lang. Als dritte Aktion haben die 
Protestler die Wortgruppe „Climate
Justice Peace“ gebildet – und zwar 
über die ganze Stadt geschrieben. 
Über Smartphones wurden die 
Teilnehmer/-innen informiert, wo 
sie gebraucht werden, damit der 
Schriftzug vollständig werden 
konnte. Der Versuch des franzö-
sischen Innenministeriums übri-
gens, die Aktivist/-innen für eine 
kontrollierte Abschlusskundge-
bung in ein Stadion am Stadtrand 
abzuschieben, war schon Tage zu-
vor gescheitert. 
Als am Samstagabend die Nach-
richt von der Annahme des Klima- 
abkommens durch die Delegierten 
bekannt wurde, war der Jubel un-
ter den Umweltschützer/-innen al-
lerdings verhalten: Greenpeace-
Klimaexperte Martin Kaiser sagte 
zwar: „Paris gibt der Welt Hoff-
nung. Der Kohle- und Ölindustrie 
gibt das Abkommen den klaren 
Rat: Sucht euch ein anderes Ge-
schäftsmodell!“ 
Doch der Vorsitzende des „Bund 
für Umwelt- und Naturschutz“ 
(BUND), Hubert Weiger, gab zu 
bedenken: „Die Diskrepanz zwi-
schen dem in Paris vereinbarten 
Temperaturziel und der tatsächli- 
chen Klimapolitik der Staaten ist 
riesig. Weder die EU, noch die 
USA oder die ölexportierenden 
Länder haben in Paris weiter ge-
hende Zusagen zur Verringerung 
ihrer CO2-Emissionen gemacht.“ 
Paris rufe nach einem Neustart in 

der Ära der erneuerbaren Ener-
gien. Das Abkommen allein biete 
keine Garantie zur Begrenzung der 
Erderwärmung, aber es motiviere 
zu mehr Tempo beim Klimaschutz. 
„Hoffen lässt vor allem das Enga-
gement hunderttausender Men-
schen überall auf der Welt. Die 
Demonstrationen im Umfeld des 
Pariser Gipfels haben deutlich ge-
macht, dass die Zivilgesellschaft 
beim Abschied von der fossilen 
Ära vorangeht. Nach Paris wird 
das Engagement der Klimaschüt- 
zer weiter zulegen.“ 
Auf der Haben-Seite sieht die 
wendländische Delegation nach 
Abschluss des Gipfels auch, dass 
es die Atomlobby nicht geschafft 
hat, die Kernkraft positiv im Text zu 
verankern und dass sie allgemein 
weniger Aufmerksamkeit be- 
kam, als von ihr gewünscht. Al-
lerdings warnt der österreichi-
sche Außenminister Rupprechter 
schon jetzt vor dem Missbrauch 
des Green Climate Fund, der als 
neues Instrument in der interna- 
tionalen Klimafinanzierung einge- 
richtet wird: „Einige Länder versu- 
chen die Gelder des Green Climate 
Fund für die Förderung von Atom- 
projekten zu verwenden. Das ist 
eine sehr besorgniserregende 
Entwicklung. Wir müssen unbe- 
dingt ein Auge darauf haben, 
dass sich das nicht in die falsche 
Richtung entwickelt. Nur in den 
erneuerbaren Energien liegt die 
Zukunft.“ 
Denn, so Henrik Stern von der BI: 
„Das Ziel der hundertprozentigen 
CO2-Reduktion schließt jetzt ei-
gentlich den Neubau von AKWs 
aus, da deren Art der Energieer-
zeugung eben nicht CO2-frei ist.“ 



9

Der K.

Am besten nichts Neues
Komission  Eigentlich alles wie immer in der Kommission: Politik und Atomwirtschaft sind die Akteure, die gesellschaftlichen 
Gruppen agieren allenfalls an der Peripherie, und die Öffentlichkeit bleibt gleich ganz außen vor. Fast zum Einschlafen, findet 
unser nicht mehr ganz so schnell rasender Reporter, der K.

Nun, liebe Kinder, gebt fein Acht… Mit diesem Satz beglückt 
das Sandmännchen Abend für Abend viele Kinder, bevor es 
leise Schlafsand in die Augen rieseln lässt und die kleinen 
Menschlein in die Nacht verabschiedet. Gleiches den Energie- 
konzernen ankreiden zu wollen, könnte an den Haaren herbei- 
gezogen klingen, doch Sand, Augen und Haareziehen spiel-
ten in der Kommissionssitzung im November eine skurrile 
Rolle, wenn auch – schade! – nur im übertragenen Sinne. Das 
„Freshfields Gutachten“ sorgte am Ende der Sitzung für mäch- 
tig Verärgerung unter den Anwesenden. Hinter der Bezeich-
nung verbirgt sich nicht etwa ein biologischer Gemüsegroß-
handel, sondern eine international agierende Anwaltskanzlei 
mit dem Namen „Frehsfields Bruckhaus Deringer“. Sie hatte im 
Auftrag der Energiekonzerne ein Gutachten erstellt, das sich 
wiederum auf ein Gutachten des Bundeswirtschaftsminis- 
teriums (den so genannten Stresstest) bezieht anlässlich der 
Frage, ob die Energiekonzerne ausreichende und gesicherte 
Rückstellungen für die Hinterlassenschaften der Atomkraft 
aufweisen können. Und das 144-seitige Pamphlet hat es in 
sich! Kommissionsmitglied Hartmut Gassner betitelte es als 
„Krawall-Gutachten“, Niedersachsens Umweltminister Wen-
zel sprach von einem völlig neuen, verschärften Duktus, und 
Klaus Brunsmeier vom BUND veranlasste das Gutachten zu 
einem Manöver, das wiederum der Kommissionsvorsitzen-
den Ursula Heinen-Esser gehörig den Tag versaute. Inhalt-
lich stark verkürzt, stellt das Gutachten die Existenz einer ge-
setzlich verankerten Verantwortung des Staates für die 
Endlagerung fest. Da klingt eine Verantwortungs-
teilung mit den Betreibern ja schon als freundli- 
ches Angebot der Konzerne. Die Worte „Anord- 
nung“ und „Überwälzung“ des Staates auf die 
Konzerne lassen schnell den Charakter des 
Gutachtens erkennen. Der finanzielle Macht- 
kampf zwischen Staat und Konzernen ent- 
brennt in dem eiligst gegründeten Bera- 
tungsgremium der Regierung „Kom- 
mission zur Überprüfung der  
Finanzierung des Kern- 
energieausstiegs 
(KFK)“ und 
s t e l l t  
 

damit die Kommission als übergeordnetes Gremium in den 
Schatten. Im Vorbeigehen urteilt das Gutachten noch über die 
Rechtswidrigkeit vor Verfassung und Europarecht bezüglich 
der Gedanken, einen Fond für die Rückstellungen einzurich- 
ten und erklärt, dass der Entsorgungsvorsorge der Konzerne 
durch den Standort Gorleben ausreichend Rechnung getragen 
wurde. Ein Schlag ins Gesicht all derer, die Gorleben für un- 
geeignet halten. Diese Abkehr vom Verursacherprinzip, diese 
Nichtanerkennung des Standortauswahlgesetzes und das 
schnell geplante Auslagern von Unternehmenszweigen ver- 
wundern uns indes nicht wirklich. Verwunderlich ist aller- 
dings der Umgang mit diesem Thema in der Kommission. 
Denn die Mitglieder von der Industrie wahren einerseits den 
Schein eines gemeinsamen Verständnisses, lancieren zeit- 
gleich jedoch Gutachten, die die Kommission ad absurdum 
führen. Beim letzten Punkt der Sitzung – Abstimmung eines 
Schlichtungspapiers der Ad hoc-Gruppe „Klagen“ – erleben 
die Zuschauer/-innen dann endlich einen Vorstoß der gesell- 
schaftlichen Vertretung. Kurz vor Schluss stellt Brunsmeier 
vom BUND den Antrag auf Feststellung, dass die Kommis- 
sion zum Zeitpunkt der Diskussion nicht mehr beschluss-
fähig sei. Hoppla! Alle wieder wach? Nun wird’s doch noch 
interessant! Innerlich tobend, kommt die Vorsitzende Heinen- 
Esser dem Antrag von Brunsmeier nach, stellt fest, dass die 
Kommission nicht beschlussfähig ist, beendet die Sitzung so- 

fort und giftet in Richtung Brunsmeier: 
„Das sind Methoden, die ich nur 

aus den dunklen Anfängen 
meiner Politikzeit kenne!“. 

Details über ihre dunklen 
Zeiten möchte sie nicht 
preisgeben. Schade! 
Das Fazit: Offenkun- 
dig wird, dass Indus- 
trie und Staat die 
einzigen Player sind, 
die den Atommüll 
untereinander ver- 
dealen. Die Kom- 
mission,  insbeson- 
dere mit ihren wei- 
teren gesellschaft-
lichen und wissen-

schaftlichen Vertre- 
ter/-innen, verliert sich 

 in der Bedeutungslo-
sigkeit. Aber unter uns: 

Haben Sie etwas Ande-
res erwartet? Neu ist hier 

niX, außer das Jahr: Haben 
Sie ein gutes 2016!
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Alles falsch gemacht

Blick zurück.Blick nach vorn. Und heute zwischendrin
Gorleben  Ende Januar wird sich 
die BI einen ganzen Tag lang der 
Frage widmen, welche Fehler von 
der Standortbenennung Gorle- 
bens bis zur Verabschiedung des 
Standortauswahlgesetzes (Stand-
AG) gemacht wurden. Beleuchtet 
werden soll auch, welche Konse-
quenzen mit Blick auf eine gesell-
schaftlich akzeptierte Atommüll-
politik daraus zu ziehen sind und 
wie es nach Juni 2016 weiter-
geht. BI-Sprecher Wolfgang Ehm-
ke blickt auf den Tag der „Alles-
Falsch-Veranstaltung“

Die „Endlagerkommission“ wird 
voraussichtlich Mitte 2016 ihren 
Bericht vorlegen und Empfehlun-
gen aussprechen für die weitere 
Endlagersuche. Zu vermuten ist, 
dass dieser Bericht sich nur so 
weit mit den Fehlern der Vergan-
genheit befassen wird, um dar-
aus den Schluss zu ziehen, dass 
es ein vergleichendes Suchver-
fahren geben soll. 
Die Befürchtung der Anti-Atom-
Bewegung, dass Gorleben im 
Topf bleibt und durch einen 
Standortvergleich im Nachhinein 
legitimiert werden soll, hat sich 
erhärtet. So paaren sich parteipo-
litischer Opportunismus („Nicht 
bei uns im Ländle!“), pragmati-
sche Unvernunft („Ein Standort 
reicht!“) und finanzielle Starr-
köpfigkeit („In Gorleben wurden 
schon 1,8 Mrd. Euro ausgege-
ben!“). 
Gegen eine solche unheilige Ko-
alition setzt die Bürgerinitiative  
Lüchow-Dannenberg (BI) auf ge-
ballten Sachverstand und politi-
sche Entschlossenheit, um dazu 
beizutragen, einen wirklichen  
Neuanfang bei der „Lösung“ des 
Atommüllproblems einzuleiten. 
Bei einer Veranstaltung der BI am 
23. Januar im „Kraftwerk“ in Lü-
chow gibt es den Blick zurück 
– und in Form einer Podiumsdis-
kussion einen Blick nach vorn. Die 
BI will mit den atompolitischen 
Sprecher/-innen der Bundestags-
parteien über die Perspektiven 
einer gesellschaftlich akzeptierten 
Atommüllpolitik debattieren. 
Der Journalist Karl-Friederich 
Kassel wird eingangs in Erinne-
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rung bringen, wie die Standort-
suche und Auswahl von Gorle-
ben verlief. Im Mittelpunkt seiner 
Recherche werden die Aussagen 
über Gorleben und das Auswahl-
verfahren stehen, die sich als 
halb- oder vollständig unwahr he-
rausgestellt haben, angefangen 
von der Behauptung, es handele 
sich um den erwiesenermaßen 
geologisch am besten geeigneten 
Standort und den Widerruf dieser 
Behauptung durch den Chef der 
Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe (BGR) 
nach der Standortbenennung 
1977 bis zur Auftragsgeschichts-
schreibung für das Niedersäch-
sische Umweltministerium durch 
den Historiker Anselm Tigge-
mann. 
Ein weiterer Kernpunkt des Semi-
nars wird der verheerende Um-
gang mit geologischen Bedenken 
in Verbindung mit dem Salzstock 
Gorleben sein. Der Dipl.-Geologe 
Ulrich Schneider wird sie Revue 
passieren lassen. Seine These: 
Jeder einzelne der bereits seit 
langem bekannten Negativbefun-
de ist für sich und in der Summe 
erst recht Ausschlusskriterium für 
Gorleben.
Dieter Schaarschmidt sekundiert. 
Er wird sich dezidiert mit der Salz-
stockgröße, mit Gasvorkommen 

und der BGR-Salzstudie ausein-
andersetzen und darlegen, wie 
die Öffentlichkeit hinters Licht 
geführt wurde: Wie Geologie in-
terpretiert und gefälscht und was 
verschwiegen wurde, hat in Gor-
leben zu unüberwindlichem Miss-
trauen geführt.
Dazu maßgeblich beigetragen ha- 
ben Verfahrenstricks, um den Salz- 
stock als Endlager durchzusetzen. 
37 Jahre war ein atomrechtliches 
Planfeststellungsverfahren anhän-
gig, an der Eignungsaussage wur- 
de gefeilt, ohne dass das Verfah-
ren je eröffnet wurde – ein unde-
mokratischer, folgenreicher Vor-
gang. Wolfgang Ehmke, Sprecher 
der BI, resümiert: 1977 stellte die 
Physikalisch-Technische Bundes-
behörde (PTB) den Antrag zur 
Errichtung einer Anlage „zur End-
lagerung radioaktiver Abfälle am 
Standort Gorleben“. Doch dann 
passierte Merkwürdiges: Die Be-
hörden arbeiteten, bewerteten 
Daten und schafften eine für die 
Errichtung eines Atommüllend-
lagers „günstige Ausgangslage“. 
Nur eröffnet wurde das Geneh-
migungsverfahren nie und die 
Öffentlichkeit hatte keine Mög-
lichkeiten, Einsprüche zu erhe-
ben oder zu klagen. Auch wenn 
dieser Planfeststellungsantrag im 
Juli 2014 formal eingestellt wur-
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Gegen die 
Kommissi-

on setzt die 
BI geballten 

Sachver-
stand und 
politische 

Entschlos-
senheit

de, ist daraus eine politische und 
strukturelle Hypothek erwachsen, 
die sich unter anderem in der 
Vorläufigen Sicherheitsanalyse 
Gorleben (VSG) und im StandAG 
niederschlug.
Der Hamburger Rechtsanwalt Ni-
kolaus Piontek wird herausstellen, 
wie unter Umgehung des Atom- 
rechts das so genannte „Erkun-
dungsbergwerk“ errichtet wurde. 
Einmal festgelegt als Standort, 
wurden juristische Verfahren mit 
Prüfung der Sicherheit und der 
Umweltverträglichkeit systema-
tisch umgangen. Das Bergwerk 
wurde allein nach Bergrecht ge-
nehmigt, ohne atomrechtliche 
Eignungsprüfung. Eine rechtsför-
mige Beteiligung der Öffentlich-
keit wurde ebenso vermieden wie 
die formale Berücksichtigung von 
Planänderungen im Verfahren. 
Die perfide Trickserei mündete in 
eine verdeckte Eignungsprogno- 
se, die sich hinter dem Kürzel VSG 
verbirgt. Diese „Vorläufige Sicher-
heitsanalyse Gorleben“ wurde 
2010 vom Bundesumweltministe- 
rium in Auftrag gegeben. Die 
Journalistin Gabi Haas warnt, 
dass diese große Studie eine 
Prognose abgeben soll, ob ein 
sicheres Endlager im Gorlebener 
Salzstock möglich ist. Anfänglich 
wollte man die Genehmigung 
eines Endlagers in Gorleben vo-
rantreiben, obwohl es bis dahin 
kein Auswahlverfahren gegeben 
hatte, das den geltenden wissen-
schaftlichen und juristischen An-
forderungen entsprach. Mit dem 
Neustart bei der Endlagersuche 
wurde die ursprüngliche Zielset-
zung zwar gekippt. Die VSG gab 
nun vor, lediglich ein neutrales In-
strument zur allgemeinen Stand-
ortsuche zu sein. Doch indirekt 
lieferte sie den Sicherheitsnach-
weis für Gorleben gleich mit … 
„Gorleben-Gelder und andere 
Gefälligkeiten – ein Mittel der Ak- 
zeptanzbeschaffung“ titelt Karl-
Friedrich Kassel seinen zweiten 
Beitrag. Er listet akribisch die ver- 
schiedenen privaten und staatli- 
chen Zahlungen auf. Über die Pro- 
bleme dieser Form von Akzep-
tanzbeschaffung, die ungesicher-
te Rechtsgrundlage, die fehlende 
Kontrolle und über den „Elvers- 
Erlass“, einen vorsätzlichen Ver-
stoß gegen geltendes Haushalts-

recht, werden die Teilnehmer/-
innen einiges zu hören bekom- 
men. Schließlich wird Kassel ei-
nen Briefwechsel, in dem sich drei 
Minister die segensreiche Ak-
zeptanzwirkung der Zahlungen 
bestätigen, präsentieren.
Statt einer Öffentlichkeitsbeteili- 
gung, schwappte eine Welle po- 
litischer Verleumdung („Schmut- 
ziges Pack“, „Chaoten“, „Kriminel-
le“) über die Atomkraftgegner/-
innen. Die Politik zog sich zu-
rück, die Polizei trat auf den Plan. 
„Atomstaat? – Eine Analyse jahr- 
zehntelanger Versuche der Kri-
minalisierung und polizeilicher 
Zurichtung des Protests am Beis- 
piel Gorleben“ – mit diesem Ka- 
pitel befassen sich die Rechtsan-
wälte Dieter Magsam und Mar-
tin Lemke. Die juristischen und 
polizeilichen Zugriffe auf den 
jahrzehntelangen Widerstand 
gegen Gorleben und die Reakti- 
onen der Atomkraftgegner be- 
einflussen die heutige Recht-
sprechung in vielfältiger Weise. 
Das Grundrecht der Versamm-
lungsfreiheit ließ die Strategie 
der Kriminalisierung und finan-
ziellen Zermürbung im Großen 
und Ganzen scheitern. Die Pro- 
phezeiung eines demokratiever- 
nichtenden „Atomstaates“ durch 
Robert Jungk war – linear ge-
dacht – zu düster. An Stelle der 
gescheiterten Entpolitisierung 
des Konfliktes durch Kriminali- 
sierung ist allerdings ein polizei- 
liches Handlungskonzept getre- 
ten, das die Berichterstattung 
über die Protestaktionen und die 
Methoden ihrer Bekämpfung 
steuert. Kaum kontrollierbare 
Einsatzzonen wurden so freige- 
räumt für polizeiliche Großein- 
sätze. Dies begünstigte kaum zu 
verfolgende Übergriffe auf De-
monstranten. Die Erfahrung fak- 
tischer Straflosigkeit lässt nega- 
tive Auswirkungen auf polizeili- 
ches Handeln insgesamt be-
fürchten.
Martin Donat, der BI-Vorsitzen- 
de, verknüpft schließlich die Er-
fahrungen der Vergangenheit  
mit den aktuellen Bemühungen, 
Befunden und Befindlichkeiten 
beim angeblichen Neustart der 
Endlagersuche. Mit seiner Frage- 
stellung, warum weder mit dem 
StandAG noch mit der Kommis-

sion ein Neuanfang in der Atom- 
politik gelingen kann, spielt er den 
Ball auch an die Politik zurück.  
Unter dem Druck, zwischen den 
Wahlkämpfen zu konsensualen 
Entscheidungen zu gelangen, hat 
der Bundestag ein Verfahren be- 
schlossen, in das das Land Nie-
dersachsen die Debatte über die 
Entscheidungsgrundlagen selbst  
erst nachträglich hinein verhan-
deln konnte. Es gab keine umfas-
sende gesellschaftliche Debatte  
des Atommüllproblems, und  
nicht einmal die „Endlagerkomis- 
sion“ selbst gäbe es ohne die In- 
tervention aus Hannover. Für die 
öffentliche Akzeptanz kommt aber 
der richtigen Reihenfolge der Ver- 
fahrensschritte die wichtigste Rol- 
le zu. Donats Prognose: Für den 
Fall, dass eines Tages andere Regi- 
onen Deutschlands Teil der ver-
gleichenden Standortsuche sein 
sollten, werden diese ein Verfah-
ren allein deshalb ablehnen, weil 
nicht zu erwarten steht, dass ihre 
Interessen angemessen Berück-
sichtigung finden, wenn schon 
das jetzige Verfahren den Konsens 
mit den aktuell Betroffenen nicht 
herzustellen vermag. 
 
Weitere Infos im Internet unter:

www.gorleben-rundschau.de

Ministerpräsident 
Ernst Albrecht 

(CDU, rechts) und 
der niedersäch-

sische Innen-
minister Rötger 
Groß (FDP) am 

22. Februar 1977 
in Hannover zu 

Beginn der Kabi-
nettsitzung vor 
Aktenbergen in 
Sachen Entsor-
gungszentrum.

Alles falsch gemacht
Eine Veranstaltung der BI

Samstag, 23. Januar
10 bis 18 Uhr

Kraftwerk
Seerauer Straße 14

29439 Lüchow
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Debatten gab es immer: von „un- 
ten“ in den Anti-AKW-Protesten, 
aber die wurden „oben“ in der Po-
litik und der Atomwirtschaft nicht 
gehört. Stattdessen mauschelten 
Politik, Energiewirtschaft und staat- 
lich subventionierte Großfor- 
schungsunternehmen unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit, und ge- 
nau diese Akteure machen bis heu- 
te knallharte Interessenpolitik. Die 
eigentlichen Fragen werden nicht 
gestellt, die Konflikte unter den 
Teppich gekehrt und der notwen- 
dige Generationentransfer von 
Wissen nicht in die Wege geleitet. 
Es wird immer noch Durchset-
zungspolitik betrieben, die Öffent- 
ichkeit nur zur „Akzeptanzbeschaf- 
fung“ oder Befriedung informiert 
oder angehört, aber nicht einbezo- 
gen. Das alles kennen wir schon 

40 Jahre. Wir müssen dem Ver-
such der Politik entschieden ent- 
gegen treten, die Konflikte um die 
Atomenergie und die Standortbe-
nennung Gorlebens historisieren, 
als abgeschlossen betrachten will 
und so tut, als wären die wesent-
lichen Entscheidungen getroffen, 
als ginge es nur noch um einen 
Standort für den Atommüll, als hät- 
ten die Konflikte der Vergangenheit 
keine Auswirkungen auf Gegen-
wart und Zukunft. Kümmern sich 
die Verantwortlichen nicht um den 
gesellschaftlichen Diskurs, müs- 
wir ihn selbst machen. Es wäre 
nicht das erste Mal.
Die Geschichte der Atomenergie 
und die Geschichte der Standort-
benennung Gorlebens sind noch 
nicht wissenschaftlich aufgearbei-
tet – weder die Technikgeschichte 

und ihre militärischen Implikatio-
nen, noch die gesellschaftspoliti-
schen und sozialethischen Fragen 
und schon gar nicht die Gründe 
des anhaltenden Widerstands in 
der Bevölkerung gegen die offizi- 
elle Atompolitik bis heute. Nur die 
Anti-Atom-Protestszene hat die ei- 
gentlichen Fragen der Zukunfts- 
ethik gestellt: Wer bestimmt das 
Maß von „Sicherheit“ und die „zu- 
mutbaren Risiken“? Gelten Wahr-
scheinlichkeitsberechnungen oder
die schlimmsten möglichen Aus- 
wirkungen eines katastrophalen 
Unfalls? Wie bemisst man die Ri- 
siken menschlichen Versagens, 
wie die Terrorgefahr? Wer über-
nimmt welche Verantwortung, 
wer hat welchen Nutzen und wer 
hat welchen potenziellen Scha-
den? Welche Gefahren und Kos-

Lernen aus Erfahrung
Endlagerung  Atommüll hatte nie die demokratische Entscheidungsstruktur, die angesichts der unvorstellbaren Gefahren erfor-
derlich gewesen wäre. Er ist das Ergebnis eines technokratischen Denkens ohne Übernahme der Verantwortung für die Entwick-
lungsmöglichkeiten nachfolgender Generationen. Die Erfahrungen mit dem Atommüll stehen exemplarisch für gesellschaftliche 
Entscheidungen über Risikotechnologien und Zukunftsethik. Von der Rechtsanwältin und Mediatorin Ulrike Donat
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Die Ge-
schichte 

der Atom-
energie ist 
noch nicht 

aufgear-
beitet

Autorin 
Ulrike Donat, 

Rechtsanwältin 
und Mediatorin

Kompetenz in 
Fachfragen erlan-

gen Bürger/-innen 
unter anderem 

durch Teilnahme 
an Infoveran-

staltungen und 
Fachtagungen.

ten dürfen auf kommende Gene- 
rationen verlagert werden? Wer 
trägt die Verantwortung für wis-
senschaftliche, technische und po- 
litische Fehleinschätzungen? Wel-
ches Verfallsdatum haben wissen- 
schaftliche Erkenntnisse bei Hoch- 
Risikotechnologien? Wer kontrol- 
liert Risikotechnologie, die Groß- 
forschungseinrichtungen und die 
hochspezialisierte wissenschaft-
lich-technische Forschung? Wo ist 
die Grenze zwischen Recht und Un- 
recht beim Spiel mit der Gesund-
heit der Bevölkerung, der Zukunft 
kommender Generationen? Wie 
kann die Politik, wie kann die Be-
völkerung, wie können Verwaltung 
und Gerichte sich in komplexen 
Themenbereichen das für fundier- 
te Entscheidungen notwendige 
Wissen aneignen und notwendige 
Kontrollfunktionen wahrnehmen? 
Wer haftet für zeitlich von der Nut- 
zungsphase auf die Nachnutzungs-
phase verlagerte Schäden, die 
nicht einmal versicherbar sind? 
Wie kann Transparenz geschaffen 
werden angesichts des Gefähr-
dungspotentials auch bei etwai- 
gen Terrorattacken ohne polizei- 
staatliche Methoden? All diese  
Fragen sind hochaktuell. All diese 
Fragen sind über 40 Jahre an die  
Entscheider gestellt worden. Die 
meisten blieben unbeantwortet. 
Aber in der kritischen Bevölke- 
rung hat sich ein reiches Wissen 
angesammelt, das die Kompetenz, 
das Erinnerungsvermögen und 
die ethische Verantwortung der 
meisten Mitglieder der „Endlager- 
kommsision“ bei weitem über-
steigt. Die wesentlichen Debatten 
um den Ausstieg aus der Atom-
energie und den Atommüll wur-
den von der Anti-Atom-Bewegung 
und nicht aus Politik und Wissen- 
schaft angestoßen und vorange- 
trieben: von der fehlenden „Ent- 
sorgungsoption“ bei der Geneh- 
migung von Atomkraftwerken 
über die Verhinderung der Wieder- 
aufarbeitung in Gorleben, Wackers- 
dorf und anderswo bis hin zur-
Stilllegung von Morsleben und 
der Sanierung der Asse. Von den 
Fragen möglicher Lagerkonzepte 
und ihrer Risiken über Sicherheits- 
anforderungen bis zur Rückhol-
barkeit bei der Atommüll-Endla-
gerung. Meistens wurden kriti- 
sche Einwände erst angehört, 

wenn es zu massiven demonst-
rativen Protesten, zu Platzbeset-
zungen oder Sitzblockaden kam, 
die auch mit massiven Polizeiein-
sätzen nicht mundtot gemacht 
werden konnten und die große 
Sympathien in der Öffentlichkeit 
fanden. Wirklich gehört mit Aus-
wirkungen auf wesentliche Ent-
scheidungen wurden sie bis heu-
te nicht.
Die Geschichte ist nicht aufgear-
beitet und sie ist nicht Vergangen-
heit – sie ist unsere Gegenwart 
und Zukunft bis ins hundertste 
Glied… Die Anti-Atom-Bewegung 
hat viele Erfahrungen – aber die 
Politik tut in der „Endlagerkom-
mission“ gerade so, als könne man 
bei Null anfangen, ohne Beteili- 
gung der in jahrzehntelangen Kon- 
flikten hochqualifizierten Bevöl- 
kerung. Willfährige „Beteiligungs- 
experten“ machen das mit, sie 
ignorieren vorhandene Konflikte, 
vorhandene Erfahrungen, vorhan- 
dene Kompetenz. Notwendig wä- 
re es, die Erfahrungsschätze zu  he- 
ben und den Generationentrans- 
fer einzuleiten. Wir werden dieses 
Wissen noch brauchen für die not- 
wendigen Rücksprünge, wenn sich 
weitere Entscheidungen als fehl- 
bar herausstellen (das ist vorher- 
sehbar). Wir brauchen diese ge- 
sammelten Erfahrungen für die 
Gestaltung besserer demokrati- 
scher Entscheidungsstrukturen 
(und zur Identifikation von Alibi-
Veranstaltungen, denn davon gab 
es bereits mehr als genug). Die 
Aufarbeitung der Erfahrungen all 
derer, die sich schon lange mit 
Atomprotest und Atommüll be-
schäftigen, ist nötig. Sie haben viel 
zu erzählen, und es gibt viel zu ler-
nen, denn sie sind aus Erfahrung 
klug. 40 Jahre haben viele die Hof- 
fnung nicht aufgegeben und bis 
heute die Bereitschaft „… und 
wenn wir alles selber machen 
müssen!“.
Als Grundlage für „Lernen aus 
Erfahrung“ für unsere Kinder und 
Kindeskinder und für alle, die im- 
mer noch nicht hören wollen, 
braucht es ein unabhängiges Do- 
kumentations-Zentrum mit guter 
finanzieller Ausstattung (beispiels- 
weise einer Stiftung), in der inter- 
disziplinäre wissenschaftliche For- 
schung ordnet, strukturiert, archi-
viert und mit Bildungsveranstal-

tungen und Ausstellungen den  
Generationentransfer lebendig 
und dialogisch gestaltet. Lernen 
aus Erfahrung ist notwendig – für 
alle Seiten! Weder die Geschichte 
der offiziellen Atom- und Wissen-
schaftspolitik, noch die Geschichte 
des Widerstands darf der Politik, 
der Energiewirtschaft oder den 
Großforschungseinrichtungen 
überlassen werden. Schaffen wir 
ein unabhängiges Institut. Mit ei- 
nem Fokus weit über Gorleben 
hinaus, mit Wissenschaftlern und 
Universitäten, mit sogenannten 
Laien und mit Breitenwirkung.  Am 
Am Gorleben-Thema manifestie- 
ren sich Erfahrungen von Intrans-
parenz, Lug und Trug, Kriminali-
sierung, Überwachung und Besat- 
zungszuständen. Aber es geht 
nicht nur um Gorleben. Erfahrun- 
gen mit technokratie-fixierter, un- 
demokratischer Atompolitik, mit 
der Verharmlosung von Gefahren, 
mit struktureller Gewalt, mit Un- 
recht und der Übertölpelung der 
Bevölkerung gibt es an allen 
Atom-Standorten. Den gesell- 
schaftlichen Diskurs um eine de-
mokratische Atommüllpolitik, um 
eine langfristig sichere Atommüll-
verwahrung und um Zukunfts- 
ethik generell müssen wir ge-
meinsam führen. Bundesweit, 
europaweit, weltweit. Betroffen 
sind wir alle. Entscheiden müs-
sen wir alle. 
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Helmut Schmidt im Wendland
Gorleben  Im 4. April 1981, vor fast 35 Jahren, tauchte unter größter Geheimhaltung Helmut Schmidt in Lübeln im Wendland 
auf, um den, wie er es formulierte, „knorrigen“ CDU-und SPD-Kommunalpolitikern den Rücken zu stärken. BI-Pressesprecher 
Wolfgang Ehmke erinnert daran

„Waren das noch angenehme Besuche: als man als Bun- 
despolitiker in Lüchow-Dannenberg Gespräche mit 
Kommunalpolitikern führen konnte, ohne von Gorle-
ben-Gegnern angegiftet zu werden.“ So beginnt ein 
Beitrag in der Elbe-Jeetzel-Zeitung, der an den verstor-
benen Alt-Bundeskanzler Helmut Schmidt und seinen 
einzigen Gorleben-Besuch erinnert. Aber diese rück-
blickende Einschätzung ist falsch. Allein, dass Schmidt 
nur „unter größter Geheimhaltung“ im Landkreis 
Lüchow-Dannenberg auftauchten konnte, zeigt, dass 
die Stimmung schon damals mehr als aufgeheizt war 
und der Besuch des Bundeskanzlers, wäre er bekannt 
gewesen, nicht lautlos und ohne Proteste vonstatten ge- 
gangen wäre. Marianne Fritzen, die damalige BI-Vorsit-
zende, sagt: „Ich persönlich erinnere mich genau an die-
sen Schmidt/Lübeln-Morgen. Ich wurde sehr früh ange-
rufen und aus dem Bett geholt, weil man den Besucher 
nicht ganz incognito empfangen lassen wollte. Ich bin 
sofort los gefahren, aber Lübeln war bereits abgesperrt. 
Also: So ganz incognito ist der Besuch nicht abgelaufen, 
nur in aller Herrgottsfrühe war es schwierig, noch groß 
zu mobilisieren. Wie viel Leute letztlich da waren, kann 
ich nicht mehr sagen. Wir waren praktisch nur noch Zaun-
gäste, obwohl Einwohner noch versucht hatten, uns über 
ihre Hinterhöfe zu schleusen.“ Helmut Schmidt trat wäh-
rend seiner achtjährigen Amtszeit in den Jahren 1974 bis 
1982 aus industriepolitischen Gründen für den Ausbau 
der Atomkraft ein. In einer unvergesslichen TV-Ansprache 
im Februar 1977, gleich im Anschluss an 
die Tagesschau, warnte er davor, 
sich den Protes- ten in der Wils- 
termarsch ge- gen den Bau 

des Atom-
k r a f t w e r k s 
Brokdorf an- 
zuschließen.  
Er trug dazu 
bei, dass die 
Proteste, die 

sich gegen den 
Bau des Atom-

meilers richten, 
mit allen Mitteln der 

Exekutive niederge-
schlagen wurden. Für 
ihn war die Atomkraft 
„zuverlässig und um-
weltfreundlich und auf-
grund des zukünftigen 
Energ ieengpasses 
unumgänglich“ (TV-
Ansprache). Die De-
monstrationen und 
Kundgebungen ge-
gen den Bau des 
AKW Brokdorf   

galten für ihn als „Irrweg von Extremisten“, an denen die 
Leute nicht teilnehmen und sich nicht davon beirren las-
sen sollten. Dies seien Parteien, die nicht ernst zu nehmen 
seien, und denen es nur „auf [eine] Zerstörung angeleg-
te rechtswidrige Aktion“ ankomme. Die Organisatoren 
könnten sich nicht auf das grundgesetzlich verankerte 
Recht auf Meinungsfreiheit berufen, so Schmidt weiter. 
Der Bundeskanzler  hatte allerdings schon früh erkannt, 
dass ohne einen Entsorgungsnachweis der weitere Aus-
bau der Atomenergie gefährdet war. Für das Atomkraft-
werk Brokdorf verfügte das Verwaltungsgericht Schleswig 
einen Baustopp, schließlich wurden Bau und Betrieb von 
Atomkraftwerken fortan an die „nukleare Entsorgung“ ge-
koppelt. Deshalb ging es auch Schlag auf Schlag: Schon 
eine Woche nach der hitzigen Debatte um die Brokdorf-De-
mo wurde Gorleben als NEZ-Standort benannt. Schmidt 
nahm  schließlich sogar hin, dass es wegen der Grenzlage 
Gorlebens Schwierigkeiten mit der DDR-Führung geben 
könnte. Er war am Ende froh, dass es überhaupt einen 
Standort für ein „Nukleares Entsorgungszentrum“ (NEZ) 
gab, doch er pochte bis zum Regierungswechsel 1983 auf 
ein vergleichendes Suchverfahren – im Gegensatz zur da-
maligen niedersächsischen Landesregierung unter Ernst 
Albrecht (CDU), die nur einen einzigen NEZ-Standort, 
nämlich Gorleben, anbot. Leider war Helmut Schmidt 
viele Jahre später nicht eingeladen, vor dem Parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss Gorleben über die 
erheblichen Differenzen zwischen der niedersächsischen 
Landesregierung und seiner Bundesregierung in Sachen 
Gorleben Auskunft zu geben. Am Ende war es ihm recht, 
dass es – zunächst auf dem Papier – den gewünschten 
Entsorgungsnachweis gab. Einige Sozialdemokraten wa-
ren schon damals gegen die Atomkraft und gegen Gor-
leben als Atommülldeponie. Anfang der Achtzigerjahre 
tobte in der Hamburger SPD der Kampf um die Atomkraft. 
Bürgermeister Hans-Ulrich Klose war Brokdorf-Gegner 
und trat zurück. Die SPD-Bundespartei aber schwenkte 
erst nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl 1986 
um. Von einem Umdenken Schmidts in dieser Frage ist 
wenig bekannt. Für ihn als Bundeskanzler schien der Fall 
klar: Es „kann kein Zweifel bestehen, dass auch der Bau 
des Kernkraftwerks Brokdorf mit der energiepolitischen 
Zielsetzung des Energieprogramms der [SPD-] Bundes-
regierung in Einklang steht“, schrieb er im März 1980 an 
CDU-Ministerpräsident Gerhard Stoltenberg. Durchsetzen 
wollte Schmidt das aber nicht mehr. Anfang 1981 hatte sich 
die SPD in Bremen, Niedersachsen und Hamburg gegen 
Brokdorf ausgesprochen. Schmidt sagte 1980 nach dem 
GAU im US-Atomkraftwerk Harrisburg auf der Münchner 
Weltenergiekonferenz nachdenklich: „Wir haben in Wirk-
lichkeit auf der ganzen Welt die technischen Probleme der 
Entsorgung noch nicht befriedigend gelöst... Und wenn ich 
das einmal sagen darf an die Vertreter der Industrie: Hier 
ist ein Feld, in dem die Regierungen und die Parlamente 
der Welt von Ihnen nicht rechtzeitig Hinweise bekommen 
haben auf die Probleme, die sich auftun würden.“
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Atomkraft? Find‘ ich doof!
Jugendliche  Während ihres Praktikums bei der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg hat Merit Niebuhr eine Menge über Atom-
kraft, ihre Problematik und die Endlagersuche erfahren. „Ich dachte zwar, über ein wenig Grundwissen zu verfügen, aber das 
reichte bei weitem nicht aus.“ Also fragte sie sich: „Wenn ich, als jemand der sich für die Themen zumindest grob interessiert, 
schon so wenig weiß, wie wenig wissen dann meine Mitschüler und Freunde, die sich nicht für Atomkraft interessieren.“

„Atomkraft? Find ich doof.“ So ant-
worten sie mir mehrheitlich auf die 
Frage, was sie von Atomkraft hal-
ten. Sie begründen ihre Aussagen 
damit, dass Atomkraft gefährlich sei 
und gefährlichen Müll produziere. 
Einer hält dagegen und wirft ein, 
dass Atomkraft billig und schnell 
sei. Würde er sich mit dem Thema 
auseinandersetzen, wüsste er, dass 
Atomenergie keinesfalls die billigs- 
te Stromquelle ist, denn die Konzer- 
ne machen zwar enorme Gewinne, 
der Verbraucher aber zahlt über die 
Steuern zum Beispiel die Subventi-
onen. Also, unterm Strich hat mei- 
ne Generation eine Meinung, aber 
es mangelt an genauerem Wissen 
und Interesse am Thema. Aber wa-
rum interessiert es sie nicht wirk-
lich? Die Lösung ist naheliegend: 
Sie glauben, es betrifft sie nicht 
mehr, die Energiewende ist be- 
schlossen, die AKWs sollen plan-
mäßig bis 2022 abgeschaltet wer-
den. Die nuklearen Abfälle sind na-
türlich ein Problem, mit dem sich 

viele Jugendliche aber nicht ausei-
nandersetzen, getreu dem Motto: 
Die Regierung macht das schon. 
Zwar würde das bestimmt anders 
aussehen, wenn in ihrer Nähe, in 
Hannover, ein Atommülllager ge-
plant wäre, aber auch wenn es sie 
nicht betrifft, sollten sie sich einmi-
schen, da die Regierung planmäs- 
sig noch zu unseren Lebzeiten ei-
nen Endlagerstandort finden und 
dort eventuell auch schon einlagern 
möchte. Und wenn die aus uner- 
klärlichen Gründen einen nicht ide- 
alen Standort wählen, in den zum 
Beispiel Wasser eindringt, wodurch 
unser Grundwasser verseucht wird, 
dann würde es meine Mischüler 
auch treffen. Wir sind also gefragt, 
das Thema aufmerksam zu verfol-
gen und uns auch so gut wie mög-
lich einzumischen. Aber von den 
Risiken wissen wir einfach nichts, 
denn dieses Thema kommt so gut 
wie nie in den Medien vor. Auch im 
Internet nicht: Solange man nicht 
gezielt nach Informationen sucht,  

kommt man mit der Endlagersu-
che, der Kommission und dem 
Endlagerstandortgesetz nicht in 
Berührung. Es liegt also nicht nur an 
uns, sondern auch an der mangeln- 
den Berichterstattung in den gros-
sen Nachrichtensendungen wie der  
Tagesschau. Es gibt momentan so 
unglaublich viele Themen mit de- 
nen man sich gezwungenerweise 
auseinander setzen muss oder auch 
möchte, wie dem Flüchtlingsstrom, 
dem Ansstieg rechter Gewalt oder 
TTIP und CETA. Da kommen be-
dauerlicherweise die schleppende 
Energiewende, die Endlagersuche 
und die noch in England und Frank-
reich stehenden Castoren einfach 
zu kurz. Es bleibt zu hoffen, dass das 
Thema rund um die Atomenergie 
und ihren Müll ohne nukleare Ka- 
tastrophe wieder in den Main- 
stream-Medien auftaucht. Und so-
mit auch wieder Jugendliche auf 
das Thema aufmerksam werden 
und sich damit genauer auseinan-
dersetzen.

Auch wo 
es sie nicht 

direkt 
betrifft, 

sollten sich 
Jugendliche 
einmischen
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Die Zwerge schlafen nicht
Juristische Folgen  Der Zwerg auf der weißen Fahne weist den Weg: Wenn Tausende Menschen aus verschiedenen Himmelsrich-
tungen und zielstrebig wie Ameisen auf Bahngleise zustreben, sich darauf niederlassen, um einen Castortransport zu blockieren 
und sich nicht mehr weg bewegen, dann sind sie Teil einer der großen Blockadeaktionen der wendländischen Widerstands-
gruppe „Widersetzen“. Dass mit dem Wegtragen durch die Polizei die Bemühungen von „Widersetzen“ nicht enden, ahnt kaum 
jemand. Birgit Fuhrmann und Birgit Maschke fassen zusammen, was sie immer noch beschäftigt.

Widersetzen. Der Name ist Pro-
gramm. Zuletzt gelang es im No-
vember 2011 gegen alle Polizei- 
taktik, die Gleise 13 Stunden lang 
zu blockieren. Um vier Uhr in der 
Früh begannen die Beamt/-innen 
mit der Räumung und trugen die 
Menschen in einen so genannten 
„Kessel“, der schon in der Nacht 
vorbereitet worden war. Die Ge- 
fangenen durften ihn erst gegen 
15 Uhr und nach Angabe der Per-
sonalien wieder verlassen. Seit-
dem ist kein weiterer Atommüll 
mehr ins Wendland gebracht 
worden, gab es keine Schienen-
blockaden mehr. Doch Ausruhen? 
Fehlanzeige!
Den Organisator/-innen von „Wi-
dersetzen“ ist es wichtig, dafür ein- 
zutreten, dass die angekündigte 
Wende in der Atompolitik umge- 
setzt wird und notwendige Lösun- 

gen transparent und unter Betei-
ligung der Bevölkerung gefunden 
werden. Dies umso mehr, als vor 
der sich abzeichnenden Entkarbo-
nisierung der Energieerzeugung 
nach dem Klimagipfel in Paris 
eine Renaissance der Atomener-
gieerzeugung droht.
„Wir leben in einem Land, das 
sich seines Rechts zur freien Mei-
nungsäußerung und seines Ver-
sammlungsrechtes rühmt“, so der 
Pressespecher von „Widersetzen“. 
„Diese uns zustehenden Rechte 
werden aber immer wieder ausge- 
hebelt, ganz besonders dann, wenn 
wir gegen Atompolitik demons- 
trieren.“ Umweltgruppen bliebe 
im Nachhinein nur der Klageweg, 
um diese Rechte wieder einzufor- 
dern. Oft mit Erfolg: Etliche Male 
wurde schon zugunsten der Atom- 
kraftgegner und gegen Aktionen 

der Polizei entschieden. Letztere 
nämlich verhält sich erschreckend 
oft gesetzeswidrig.
Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte in Straßburg hat 
die Bundesregierung im Jahr 2010 
wegen ungerechtfertigten Frei- 
heitsentzugs zweier Demonstran-
ten verurteilt. Die vorsorgliche 
Festnahme vor dem Beginn des 
G8-Gipfels in Heiligendamm im 
Jahr 2007 verstieß demnach ge-
gen die Menschenrechtskonven-
tion. Schon die Notwendigkeit, 
die Betroffenen überhaupt in Ge-
wahrsam zu nehmen, stellte der 
Gerichtshof in Frage. Das Gericht 
bejahte vielmehr eine Verletzung 
des Rechts auf Freiheit und Sicher- 
heit und der Versammlungs- und 
Vereinigungsfreiheit. Damit wur-
de das polizeiliche Mittel des vor- 
sorglichen Gewahrsams vom 
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Europäischen Gerichtshof für un- 
rechtmäßig erklärt. Wie die Süd-
deutsche Zeitung berichtete, spra- 
chen die Richter den Aktivisten 
aus Jena und Berlin wegen des 
erlittenen Unrechts eine Entschä-
digung von jeweils 3000 Euro zu, 
die die Bundesregierung nun zah-
len muss. 
Auch bei „Widersetzen“ entstand 
auf den Schienen in der kalten No- 
vembernacht der Eindruck, dass 
die Polizei mit der Vorbereitung 
des „Kessels“, der erkennbar auf 
eine längere Ingewahrsamnahme 
ausgerichtet war, Entscheidungen 
gegen geltendes Recht getroffen 
hatte. Das sollte sich nach der 
Räumung der Gleise bestätigen: 
Erst auf Drängen der Anwälte 
von „Widersetzen“ wurden ein-
zelne Demonstrant/-innen nach 
Lüchow gebracht, um sie einem 
Richter vorzuführen. Gesetzlich 
vorgeschrieben ist, die Ingewahr-
samnahme jeder einzelnen Per-
son umgehend von einem Richter 
bestätigen zu lassen. Und Zweifel 
über die Rechtmäßigkeit hätten 
der Polizei früh kommen müssen: 
Für eine Personen wurde unmit- 
telbar nach der Vorführung festge-
stellt, dass die Ingewahrsamnah-
me unrechtmäßig war. Trotzdem 
wurden alle anderen Personen, 
die keinem Richter vorgeführt 
wurden, weiter festgehalten.
Weil die Strategie der Polizei sich 
bereits durch die Einrichtung des 
Kessels abzeichnete, hatte „Wider- 
setzen“ die Aktivist/-innen schon 
auf den Gleisen dazu aufgerufen, 
einen Antrag auf Feststellung der 
Rechtswidrigkeit zu stellen, um 
mit einem entsprechenden Urteil 
dafür sorgen zu können, dass Ein- 
satzleiter/-innen zukünftig keine 
unverhältnismäßigen Ingewahr-
samnahmen mehr anordnen, weil 
sie sonst mit einer Flut von Kla-
gen und Kosten rechnen müssen. 
Diesen Plan verfolgte „Widerset-
zen“ nach der Blockade weiter: Un- 
mittelbar nach den Castor-Tagen 
im Herbst 2011 rief die Organisa-
tion über Mailverteiler und Inter-
net zu einer Sammelklage auf. 
Nach Angaben des Landgerichts 
Lüneburg gab es rund 350 Men-
schen, die diesem Aufruf folgten. 
Erneut zeigte sich das verschobe-
ne Rechtsverständnis der Polizei: 
Schon das erste Feststellungver- 

fahren bescheinigte „Widersetzen“
die Unrechtmäßigkeit der Inge-
wahrsamnahme ab 10 Uhr, also 
nach rund fünf Stunden. Nach ei- 
ner Beschwerde gegen dieses Ur-
teil wurde die Ingewahrsamnah-
me insgesamt für rechtswidrig 
erklärt. 
Vermutlich rund 200 Menschen 
haben zudem Forderungen auf 
Schmerzenzgeld erhoben, einzel-
ne versuchen dies – bislang er-
folglos – auch auf dem Klageweg. 
Dass vom obersten Richter am 
Oberlandesgericht Celle geäußert 
wurde, die Anspruchstellung sei 
als grotesk zu bezeichnen, da die 
Ingewahrsamnahme im Wesentli-
chen die Fortführung der Sitzblo-
ckade mit besserer Verpflegung 
und Versorgung gewesen sei, 
betrachtet „Widersetzen“ zwar als 
symptomatisch für das deutsche 
Rechtswesen, hatte aber immer-
hin die Absetzung des Richters 
wegen Befangenheit zur Folge. 
An der Ablehnung der Forderun-
gen auf Schmerzensgeld änderte 
das freilich nichts.
„Wir gehen nach wie vor davon 
aus, dass wir unsere Schadenser-
satzklagen in den höheren Instan- 
zen durchsetzen können“, erklärt 
„Widersetzen“. Die Gruppe ist  
entschlossen, nötigenfalls bis vor 
das Bundesverfassungsgericht 
oder den Europäischen Gerichts-
hof für Menschenrechte zu zie-
hen. „Ob uns die Gerichtsbe-
schlüsse jemals vor Ort helfen 
würden, wissen wir nicht. Aber sie 
wären wichtige Meilensteine in 
der Rechtsprechung dieses Lan-
des.“
Das Kalkül von „Widersetzen“: Der 
Polizei vor Ort könnte es zukünf-
tig schwerer fallen, ein Urteil des 
Europäischen Gerichtshofes zu 
ignorieren, wenn der Einsatzlei- 
tung zeitgleich die Summe der 
Schmerzensgeldzahlungen prä-
sentiert wird, die bei vorange-
gangenen rechtswidrigen Einkes-
selung von der Polizeidirektion 
gezahlt werden mussten. „Das 
könnten zum Beispiel für den bis-
her letzten Kessel 200 Zahlungen 
von je 500 Euro werden.
Anders als bei sonst üblichen 
Schadensersatzansprüchen, kla-
gen hier nicht nur ein paar Leute, 
sondern Hunderte. „Die Klagewe-
ge sind insgesamt sehr mühsam. 

Bescheide und Strategien sind 
kaum zu verstehen, selbst wenn 
die Anwält/-innen mit viel Geduld 
versuchen, sie uns zu übersetzen. 
Das ist eine ganz andere Form 
von Widerstand. Nicht so hand-
fest und laut, aber hoffentlich 
wirksam.“

Die Gefangenensammelstelle der Po-
lizei nach einer großen Schienenblo-
ckade bei Hitzacker war rechtswidrig. 
Hier wurden rund 1200 Atomkraftgeg-
ner gute neu Stunden unter freiem 
Himmel festgehalten.

Aus allen Richtungen kamen Aktivist/-
innen, bis es mehrere Tausend waren. 
Die Polizei versuchte den Zugang zu-
erst zu behindern, ergab sich dann 
aber den Massen.

Im Zeichen des Zwergs: Wo er auf-
taucht, gibt es bald gut durchdachte 
Aktionen gegen Atomkraft. Und viel 
Arbeit für die Gerichte.]
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Atommüll

Zuerst Stresstest …
Mitte Oktober gab Wirtschaftsmi- 
nister Sigmar Gabriel (SPD) Ent-
warnung. Die Stromkonzerne sei-
en gut aufgestellt, die Kosten für 
die nukleare Entsorgung zu meis-
tern. Doch es gibt Zweifel, ob die 
AKW-Betreiber wirklich für die  
Endlagerung gerade stehen – und 
an deren Solvenz. Sie würden sich 
am liebsten mit einer Einmalzah- 
lung in eine Stiftung aus ihrer Ver-
antwortung stehlen statt in einen 
öffentlich-rechtlichen Fonds ein- 
zuzahlen. „Die eigentliche Ausei- 
nandersetzung steht also noch be- 
vor. Gabriel sollte unverzüglich 
die Finanzierung der Atommül-
lentsorgung regeln“, forderte un-
ter anderem die Bürgerinitiative 
Lüchow-Dannenberg.

… dann Gutachten …
Die Antwort der Energiekonzerne 
RWE und E.on auf den Stresstest 
folgte unverzüglich: Sie legten in 
der November-Sitzung der „End- 
lagerkommission“ ein Rechtsgut- 
achten vor, in dem sie die aktuel- 
en Planungen, die Atomstrompro- 
duzenten bei ihrer Atommüllent- 
sorgung in die Pflicht zu nehmen, 
brüsk von sich weisen. Die Kanzlei 
Freshfields hält das staatliche An- 
liegen, die Rückstellungen in ei- 
nen öffentlich-rechtlichen Fonds 
zu überführen, für rechtswidrig.

… jetzt Finanz-Kommission
Beides, Stresstest und Gutachten, 
zielen auf die neue „Kommission 
zur Überprüfung der Finanzie-
rung des Kernenergieausstiegs“. 
Dort soll debattiert werden, ob die 
38 Milliarden Euro, die als Rück-
stellungen für die nukleare Ent- 
sotgung in den Bilanzen der Kon- 
zerne ausgewiesen wurden, wirk- 
lich reichen und ob deren Vor- 
schlag angenommen wird, dass 
mit einer Einmalzahlung in eine 
Stiftung die Sache erledigt ist. 

Wichtig für Gorleben
Vor allem dürfe, weil die Konzerne 
klamm bei Kasse sind, eine ver-
gleichende Endlagersuche nicht 
auf der Strecke bleiben, so BI- 
Sprecher Wolfgang Ehmke: „Wir 
machen Druck, weil wir befürch- 
ten, dass aus finanziellen Grün- 
den am Ende an Gorleben festge-
halten wird. Bei der Endlagerung 
muss jedoch die Sicherheit an ers- 
ter Stelle stehen.“ (gr)

Gabriel meint, sich dabei auf ein 
Gutachten von Warth & Klein 
Grant Thornton stützen zu können. 
Doch dieses Gutachten ist kaum 
die Bezeichnung „Stresstest“ wert. 
Im Gegensatz zu Stresstests bei 
Banken und Versicherungen wer- 
den die Folgen ungünstiger Ent-
wicklungen nicht wirklich analy-
siert und die Geschäftsaussichten 
der Energiekonzerne nur ansatz- 
weise kritisch hinterfragt. Statt-
dessen werden zukünftige Ent-
wicklungen mit risikolosen Erwar- 
tungswerten und bilanztechni- 
schen Spielereien mit unterschie- 
dlichen Diskontierungssätzen und 
pauschalen Kostensteigerungsra-
ten abgeschätzt. Das Gutachten 
geht zudem implizit von einem 
Haftungsverbund der Konzerne 
aus. Selbst wenn die Unterneh- 
men im Durchschnitt die Finanzie-
rung des dicken Endes der Atom-
kraft stemmen könnten: Was pas-
siert, wenn einer der Konzerne 
dies nicht mehr kann?
Zuzustimmen ist den Stresstest-
Gutachtern in ihrer Aussage, dass 
die Finanzierung des dicken Endes 
der Atomkraft unsicher sei. Auch 
wenn die Vermögenswerte der 
Konzerne derzeit noch gerade aus- 
reichen, ihre gesamten Verpflich-
tungen einschließlich der Pensi-
onszusagen zu decken: Entschei- 
dend ist nicht die heutige Sub-
stanz, sondern das, was an Net-
toeinnahmen in Zukunft realisiert 
wird. Doch welchen Cashflow kön- 
nen wir erwarten? 
Sind die fossilen Kraftwerke in ih- 
rer Summe wirklich noch 15,5 
Milliarden Euro wert, wie es die 
Wirtschaftsprüfer berechnet ha- 
ben? Wir wissen ausserdem nicht, 
welche Kostensteigerungen auf 
die Atomwirtschaft noch zukom- 
men. Die Stresstest-Gutachter 
rechnen damit, dass die noch zu 

tätigenden Auszahlungen für 
Rückbau und atomare Ewigkeits- 
lasten zwischen heute geschätz- 
ten 47,5 und bis zu 182,3 oder so-
gar über 300 Milliarden Euro be- 
tragen könnten. Als Rückstellun- 
gen bilanziert sind die Verpflich-
tungen bisher mit einem Barwert 
von 38,3 Milliarden Euro. 
Die Gutachter sagen selbst: „Das 
Risiko, dass über die Gesamtdauer  
der Entsorgung … eine Unter-
deckung eintritt, liegt … deutlich 
über 25 Prozent.“
Die Schlussfolgerung des Bundes- 
wirtschaftsministers, nichts weiter 

tun zu müssen, ist daher falsch. 
Adäquate Vermögenswerte der 
Konzerne sollten in den nächsten 
fünf Jahren in einen öffentlich-
rechtlichen Fonds übertragen wer- 
den, um für zukünftig erforderliche 
Zahlungen gesichert zur Verfü- 
gung zu stehen. Dabei sollten die 
Betreiber nicht aus ihrer Verant-
wortung entlassen werden, und  
es sollten eine Nachschusspflicht 
und Garantiezahlungen für den 
Fall nicht ausreichender Fonds- 
mittel verankert werden. Das In-
solvenzrisiko der Energiekonzer- 
ne hängt nicht daran, ob ein sol- 
cher Fonds gegründet wird, son- 
dern an ihrer Fähigkeit, ihre Ge- 
schäftsbereiche profitabel zu ent- 
wickeln. Ein öffentlich-rechtlicher 
Fonds schützt aber zukünftige 
Steuerzahlerinnen und Steuer- 
zahler vor gravierenden Auswir- 
kungen einer nicht auszuschlies- 
senden Insolvenz.
 

Stresstest bestanden?
Finanzen  Würden Sie in ein Flugzeug steigen, das mit einer Wahr-
scheinlichkeit von mehr als 25 Prozent abstürzt? Bundesminister Sig-
mar Gabriel anscheinend schon. Er ist der Auffassung, dass die Atom-
konzerne den von ihm beauftragten Stresstest bestanden hätten und 
kein weiter gehender Handlungsbedarf hinsichtlich der Finanzierung 
von Rückbau und langfristiger Sicherung des radioaktiven Materials 
bestünde. Eine Sichtweise, die die Professoren Wolfgang Irrek (Wirt-
schaftsingenieurwesen-Energiesysteme) und Michael Vorfeld (Finanz-
wirtschaft) von der Hochschule Ruhr-West in Mühlheim nicht teilen. 

Prof. Wolfgang 
Irrek (oben) und 
Prof. Michael 
Vorfeld von der 
Hochschule Ruhr-
West in Mühlheim
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Der Castor kommt!
Atom-Transporte  Seit Anfang Dezember steht fest, wohin die 26 Cas-
tor-Behälter aus den Wiederaufarbeitungsanlagen (WAA) La Hague 
und Sellafield verbracht werden. Nach zähem Ringen hat Bayern ei-
nem Verteilungsschlüssel zugestimmt, nach dem sieben der Behälter 
mit hochradioaktiven Abfällen aus Sellafield im Zwischenlager des 
AKW Isar aufgestellt werden sollen. Bisher hatte sich Bayern strikt ge-
weigert, an der Zwischenlagerung beteiligt zu werden.

Ab 2017 heißt es also wieder 
„Castor-Alarm“! Wie das Bundes- 
umweltministerium mitteilt, soll 
dann der Transport mit Atomab- 
fällen aus der Wiederaufarbei- 
tungsanlage Cap de la Hague ab- 
gewickelt werden. Von dort kom-
men fünf Behälter mit mittelakti-
ven Glaskokillen, sie sollen in Phi-
lippsburg (Baden-Württemberg) 
untergestellt werden.
Zwischen 2018 und 2020 sollen 
drei Transporte aus Sellafield fol-
gen. Diese 21 Castor-Behälter aus 
Großbritannien werden auf die 
Zwischenlager an den Standorten 
Biblis (Hessen), Brokdorf (Schles-

wig-Holstein) und Isar (Bayern) 
verteilt. Doch es gibt eine Fülle  
von ungelösten Fragen bei der  
Zwischenlagerung der Atomab- 
fälle. Das Oberverwaltungsgericht 
Schleswig hatte die Betriebser-
laubnis für Brunsbüttel (Schles- 
wig-Holstein) kassiert. Das dorti-
ge AKW war ebenfalls als ein La-
gerplatz für den Müll gehandelt 
worden. Die Betriebserlaubnis für 
das Lager in Lubmin bei Greifs-
wald muss ebenfalls neu bean-
tragt werden, weil die Atomanla- 
gen nicht hinreichend gegen Ein-
wirkungen Dritter gesichert sind. 
Jochen Stay von der Anti-Atom-

Organisation .ausgestrahlt sieht 
ein weiteres Problem: „Ungeklärt 
ist die Handhabung der Behälter, 
wenn einer der beiden Deckel un-
dicht wird. Für die üblicherweise 
am AKW Isar gelagerten Castor-
Behälter gibt es die Möglichkeiten, 
einen dritten Deckel aufzuschwei-
ßen. Dies funktioniert bei den Cas- 
toren mit den Abfällen aus Sella-
field nicht. Sie müssten in einer 
heißen Zelle repariert werden, 
die es aber am AKW Isar nicht 
gibt.“
Nach einer Änderung des Atom-
gesetzes dürfen Atomabfälle nicht 
mehr im Zwischenlager Gorleben 
eingelagert werden. Der Wegfall 
der Transporte ins Wendland soll-
te dazu beitragen, Vertrauen in ei- 
ne neue ergebnisoffene Endlager- 
suche zu schaffen. Trotzdem sieht 
die Bürgerinitiative Lüchow-Dan- 
nenberg (BI) das jetzige Vorhaben 
des Umweltministeriums kritisch. 
Solange die „Lösung“ des Atom-
müllproblems darin bestehe, die 
Nuklearabfälle von einem Ort zum 
anderen zu transportieren und da- 
bei Unfälle oder die Strahlenbe-
lastung des Personals und der  
Anwohner/-innen zu riskieren, lau- 
te die BI-Forderung „Nichts rein – 
nichts raus!“ Sprecher Wolfgang 
Ehmke: „Wir werden uns solida- 
risch verhalten. Im Bündnins mit 
den Anti-Atom-Initiativen werden 
wir deshalb unseren Beitrag zur 
Mobilisierung gegen das Atom- 
müll-Dilemma leisten. Jahrelang 
wurden wir in unserem Kampf ge- 
gen die Atommüllpläne in Gorle- 
ben und für den Atomausstieg von 
vielen Menschen aus nah und fern 
unterstützt. 2017 heißt es folglich 
für uns: ,Castor-Alarm!‘“ (gr, pm) 

Tausche Castor gegen Castor

Die Bürgerinitiative Lüchow-Dan-
nenberg (BI) reagiert mit Entset-
zen auf den Vereinbarungstext, 
der zwischen Bundesumweltmi-
nisterin Barbara Hendricks (SPD) 
und Bayerns Ministerpräsident 
Horst Seehofer (CSU) ausgehan-
delt wurde, in dem zugesichert 
wird, dass der Salzstock Gorleben 
auch nach einer Evaluation des 
Standortauswahlgesetzes durch 
die Endlagerkommission im Ver-

fahren bleibt. „Das geschieht nur 
leicht verklausuliert.“ Im Vertrags- 
text heißt es: „Mit dem zügigen 
Beginn des Auswahlverfahrens – 
ohne Festlegung auf einen Endla-
gerstandort und ohne Ausschluss 
eines Standorts – kann sicherge-
stellt werden, dass mit der Räu-
mung der Standortzwischenla-
ger vor Ablauf der bestehenden 
Aufbewahrungsgenehmigungen 
begonnen werden wird.“ Die BI 
befürchtet: Gorleben bleibt im 
Verfahren und Seehofer spekuliert 

darauf, dass die Endlagersuche 
an Bayern vorbeigeht. Damit wer-
den auch die Vorschläge der „End-
lagerkommission“ entwertet. 
Darüber hinaus sichert Hendricks 
Seehofer zu, dass die hochradio-
aktiven und hochangereicherten 
Forschungsabfälle aus dem Re-
aktor Garching in das Zwischen-
lager Ahaus verbracht werden 
sollen. „Tausche Castor gegen 
Castor, das ist keine Lösung, das 
ist absurd“, sagte BI-Sprecher 
Wolfgang Ehmke. (gr, pm)
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Endlagermedium

Am 11. November wurde auf der 
Homepage der Atommüllkommis- 
sion eine Studie über „Geologi-
sche Potentiale zur Einlagerung 
von radioaktiven Abfallstoffen un- 
terhalb von stratiformen Salzfor-
mationen“ veröffentlicht. Prof. Dr. 
Ulrich Schreiber, Prof. Dr. Gerhard 
Jentzsch und M. Sc. Thomas Ewert 
von der Universität Duisburg-Es- 
sen wollen damit ein „alternatives 
Endlagerkonzept“ in die aktuelle 
Diskussion einbringen.
Die Suche nach einem Endlager  
für hochradioaktive Abfälle in 
Deutschland konzentrierte sich 
bisher auf permzeitliche Salinare, 
die im norddeutschen Becken 
Salzstöcke und Salzmauern bil- 
den. Gorleben war bekanntlich 
Jahrzehnte lang als Standort (po- 
litisch) gesetzt. Doch im Gegen- 
satz zur bisherigen „Salzlinie“ 

würden „horizontal lagernde 
Wechselfolgen von Tonen und 
Salzen“ sehr gute Eigenschaften 
hinsichtlich der Abdichtung von 
Gasen und Flüssigkeiten tiefer-
liegender Horizonte bieten, wirbt 
die Studie.
In dem Konzept sollen diese flach 
lagernden Steinsalzformationen 
die geologische Barrierewirkung 
bilden. Anders als bei konventio- 
neller Betrachtungen, liegen die 
Einlagerungskammern aber nicht 
innerhalb, sondern unterhalb der 
Basis salinarer Sedimente in ei-
nem geotechnisch geeigneten 
Kristallin- oder magmatischen Ge- 
stein (wie beispielsweise Granit 
oder Porphyr) in mehr als 1000 
Metern Tiefe. Damit sei auch eine 
ausreichende Standfestigkeit für 
eine möglicherweise nötige Rück-
holung des Inventars gegeben. 

Die Autoren beschreiben damit  
ein ihrer Ansicht nach „ideales 
Endlager in der obersten Erdkrus- 
te“,  das eine Schadstoffausbrei- 
tung zwischen Einlagerungsbe- 
reich und Biosphäre „dauerhaft 
verhindert“. Im Gegensatz zur bis- 
herigen Planung, bei der der Salz- 
stock die geotechnischen als auch 
die barrierewirksamen Funktio- 
nen des Atommülllagers einneh- 
men muss, liegen dem Alternativ- 
konzept also zwei unterschiedli- 
che Gesteinseinheiten zugrunde. 
Damit würden die „Vorteile des 
Salzstock-Konzeptes mit denen 
des Kristallin-gestein-Konzeptes  
vereint, deren Nachteile aber aus- 
geschlossen“, werben die Geolo- 
gen. Eine „günstige Situation liege 
vor wenn die „permische Schich- 
tenfolge mit einer auf dem Kristal- 
lin auflagernden Tonsteinfolge be- 

Nicht im Salz. Darunter!
Parallele Schichten  Die Atommüllkommission des Bundestages erarbeitet derzeit Kriterien, auf deren Grundlage die weitere 
Suche nach einem Atommülllager für hochradioaktiven Abfall gestaltet werden soll. Eine aktuelle Studie macht dafür einen 
konkreten Vorschlag, der im Widerspruch zum bisherigen Vorgehen in Deutschland steht: Anstatt den Atommüll im Salz zu ver- 
graben, schlagen Geologen das „ideale“ Atommülllager „unterhalb von stratiformen Salzformationen“ vor.  Von Umweltwissen-
schaftler Jan Becker
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ginnt“. Hier durch sei eine erste 
Barriere gegen Flüssigkeitsein- 
trag in die Salzschichten vorhan- 
den. Es folgten permische Salzab- 
lagerungen von mehreren Hun- 
dert Metern Mächtigkeit, die die 
„Hauptbarriere zwischen dem 
Endlager und der Biosphäre“ bil-
deten.
Wechselfolgen von Salz und Ton 
besäßen „günstige physikoche-
mische Parameter“ wie Tempera-
turleitfähigkeit, geringe Permea-
bilität, Verformungsverhalten und 
Sorptionsvermögen. Besonders 
geeignet seien Erdschichten aus 
dem Mesozoikum, das vor 252,2 
Millionen Jahren begann und vor 
etwa 66 Millionen Jahren endete. 
Eine Reihe weiterer Ton- und Salz-
folgen würden zusätzliche Barrie-
ren und damit „erhöhte Sicher-
heit“ bieten.
Die Autoren der Studie stelle aller-
dings eine ganze Reihe von Rah- 
menbedingungen als Auswahl- 
beziehungsweise Ausschlusskri-
terien auf. So müssten mindes-
tens 200 Meter mächtige Salzfol- 
gen in „stratiformer, flacher La- 
gerung” existieren und die Tiefe 

der Salzschichten nicht „wesent-
lich unterhalb von 1000 Meter“ rei- 
chen. Metamorphes oder graniti- 
sches Grundgebirge könne für 
standfeste Kavernen sorgen. Es 
dürften in dem Bereich keine kri- 
tischen Gaskonzentrationen (Me-
than oder Kohlenstoff) vorhanden 
sein. Erdbeben dürften in der Re-
gion nur sehr gering oder besser 
gar nicht vorkommen. Der Ab-
stand zu größeren Störungszonen 
müsse „ausreichend“ sein und die 
Distanz zu in jüngster Vergangen-
heit aktiven Vulkangebieten groß.
Für die Standortauswahl zu be-
rücksichtigen seien zudem raum-
planerische Aspekte wie geringe 
Besiedlungsdichte, Lage außer-
halb von ausgewiesenen Schutz-
gebieten und verkehrstechnische 
Anbindung ans Bahnnetz.
Von den genannten Rahmenbe- 
dingungen ausgehend, ließen sich 
Gebiete in Südniedersachsen, 
Nordhessen, Thüringen und Nord- 
franken eingrenzen. Nach einer 
ersten Auswertung verfügbarer 
Daten aus Bohrungen und geolo- 
gischen Aufnahmen, lägen „güns- 
tige Bedingungen“ in mehreren 

Mesozoikum: 
Erdzeitalter, das vor etwa 252,2 Millionen Jahren begann und vor etwa 
66 Millionen Jahren endete.

metamorph: 
Gestein, das aus einem Gestein beliebigen Typs infolge einer Erhöhung 
des Umgebungsdruckes bzw. der Umgebungstemperatur verhältnis-
mäßig tief in der Erdkruste entsteht.

Perm / permzeitlich: 
Das Perm begann auf der geologischen Zeitskala vor etwa 298,9 Millio-
nen Jahren und endete vor etwa 252,2 Millionen Jahren. 

Permeabilität: 
Durchlässigkeit von Böden und Fels für Flüssigkeiten oder Gase

Salinar / salinar: Salzgestein-Komplex

Sediment: 
entsteht durch die Ablagerung von Material an Land und im Meer. Un-
verfestigte Sedimentewerden Lockersediment, verfestigte Sedimente 
werden Sedimentgesteine genannt.

Sorption: Anreicherung eines Stoffes

stratiforme Salzformationen: 
Steinsalz-Struktur, bei der die tektonischen Kräfte nicht zu einer Aufwöl- 
lbung der Sedimente ausgereicht haben. Die salinaren Ablagerungen 
stehen in gleichlaufend übereinandergelagerter, horizontaler oder wel-
lenförmiger Abfolge zueinander.

Teilregionen des Thüringer Be-
ckens (Nordhausen, Mühlhausen, 
Stadtilm) vor. Hier bestehe die 
Chance, dass „ein Maximum der 
oben angeführten Kriterien ein-
gehalten werden kann“.
Die Standortsuche mithilfe dieses 
alternativen Lagerkonzepts sei al-
lerdings nur beispielhaft auf Thü-
ringen angewendet worden. Es 
bräuchte weitere geologische Da-
ten sowohl für Thüringen als auch 
für weitere Regionen wie das 
Fränkische Becken und die 
Schwäbische Alb, um sie genauer 
zu untersuchen.
Eine weitere aktuelle Studie aus 
Amerika macht die Planungen für 
Langzeitlagerung von Atommüll 
innerhalb von Salzstöcken zunich- 
te. Denn entgegen der bisherigen 
Annahme, diese seien – solange 
nicht von Stollen durchzogen –  
„dicht“, wird Salz unter bestimm- 
ten Voraussetzung porös. Im La-
bor entstand bei einem Druck von 
1000 bar und 275 Grad Celcius ein 
Netzwerk an Mikrorissen, es bil- 
deten sich winzige Kanäle in den 
kristallinen Formationen. Durch 
die können Wasser, andere Flüs- 
sigkeiten oder Gase einsickern.  
Die amerikanischen Wissenschaf- 
tler sprechen von einer „potenziel- 
len Durchlässigkeit“ und warnen, 
dass dieser neue Aspekt bei der 
Auswahl eines Atommülllagers 
beachtet werden muss.
Zusammengefasst kann aus bei- 
den zitierten Studien ein gemein-
samer Kern abgeleitet werden: Die 
Ergebnisse sprechen klar gegen 
ein Atommülllager im Salzstock 
Gorleben-Rambow, in dem Studi- 
en zufolge hochradioaktiver Ab- 
fall über einen langen Zeitraum 
nicht sicher gelagert werden kann. 

Schematische 
Darstellung der 

geologischen 
Rahmenbedin-

gungen des 
postulierten 

Endlager-
konzeptes. 
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Die Energie-Wenden
Leben  Anders als in der Gorleben- 
Frage, gab es bereits 1997 einen ein- 
stimmigen Beschluss des Kreista- 
ges Lüchow-Dannenberg, die Re-
gion zu 100 Prozent auf Erneuerba- 
re Energien umzustellen. Im Jahr 
2000 bekam das Wendland für  
sein Konzept von der Europäi- 
schen Union den 1. Preis für den 
besten ländlichen Raum auf dem 
Weg zu umweltfreundlichen Ener- 
gien. Damals war die Region erst 
bei einem Prozent, aber der EU 
gefiel besonders, dass die Initi-
ative von unten kam, nach dem 
Bottom-up Prinzip, und die Vision 
nicht von oben verordnet wurde. 
Dieter Schaarschmidt, Geschäfts-
führer der Wendland Wind GmbH, 
erinnert sich

Angefangen hatte alles viel frü-
her, klein und unscheinbar. Die 
Bastler und Tüftler im Wendland 
waren mehr damit beschäftigt, 
kleine Haus- und Hof-Anlagen aus 
Schrott zu basteln, als daran zu 
denken, die Welt zu retten. Trotz-
dem waren sie der Motor und die 
Grundlage für die Energiewende, 
denn sie haben durchgehalten, 
trotz Großprojekten wie „GRO-
WIAN“, einer überteuerten Groß-
windanlage, die kaum lief und nur 
beweisen sollte, dass Windener-
gie nix taugt.
Bei mir selbst war schon während 
meiner Bio-Landbaulehre 1975 in 
Fuhlenhagen der Funke übergege-

sprungen. Auf dem dortigen Bio- 
hof wurde damals eine erste mo-
derne Windkraftanlage mit 12 Me- 
tern Rotordurchmesser und 30 KW 
Leistung aufgebaut. Das teure Ex- 
periment scheiterte nach wenigen 
Jahren, die Idee blieb. 
Etwa zur gleichen Zeit waren die 
Dänen schon viel weiter. Sie hatten 
bis dahin kleine Anlagen zur Ein-
zelhofversorgung gebaut. Doch 
die Lehrer und Schüler der „Rei-
senden Schule Tvind“ wagten sich 
erstmals an den Bau einer großen 
Megawatt-Gemeinschaftswind-
kraftanlage. Getriebe und Gene-
rator kamen gebraucht aus dem 
Schiffs- und Maschinenbau, die 
Flügel wurden selbst entwickelt 
und gefertigt, genauso wie der 
klobige Betonturm mit Fahrstuhl. 
Diese Windkraftanlage in Tvind 
hat Geschichte gemacht, sie hat 
die Welt verändert, und sie läuft 
noch heute. Zwar mit modernen 
Flügeln und moderner Elektronik, 
aber sie läuft und läuft. 
Und damals, vor 40 Jahren, hatte 
das eine besondere Bedeutung, 
denn in Deutschland erlebte die 
junge Anti-Atom-Bewegung mit 
der Bauplatzbesetzung in Wyhl 
ihren ersten Erfolg. Auch in Brok-
dorf regte sich Protest, und die 
dänische Politik entschied: „Wenn 
es möglich ist, mit Windkraftan-
lagen wie in Tvind Strom im Me-
gawatt-Bereich zu produzieren, 
dann steigen wir in Dänemark 

doch lieber gar nicht erst ein in  
die Atomenergienutzung.“ Roh-
stoffe haben die Dänen wenig, 
aber Wind haben sie reichlich. 
Und so wurde das kleine Däne-
mark zum weltweiten Vorbild für 
eine moderne Windenergienut-
zung, und die dänische Windkraft-
anlagen-Schmiede Vestas war  
lange Zeit Weltmarktführer. Auch 
wir Wendländer haben neidisch 
nach Dänemark geblickt und ha-
ben schon sehr früh Reisen nach 
Tvind organisiert, um direkt von 
unseren Vorbildern zu lernen.
Obwohl das Wendland sehr dünn 
besiedelt ist und über viel Wald 
und Ackerland verfügt, ist auch 
hier eine nachhaltige Energieum- 
stellung nicht so ohne weiteres 
möglich. 
Wichtig war von Anfang an, zu er- 
kennen, dass wir in allen Berei- 
chen sparsamer und effizienter 
mit Energie umgehen müssen, um 
unsere Energieversorgung bis 
zum Jahr 2015 (so unser Plan da- 
mals) wirklich ganz umstellen zu 
können. Im Schnitt hätten wir 21 
Prozent des Energieverbrauchs 
des Jahres 2000 sparen müssen, 
wobei im Wärmebereich mit den 
größten Einsparpotenzialen ge- 
rechnet wurde. Mit dem Sparen 
hat es bisher nicht so gut geklappt, 
mit Strom aus Wind, Sonne und 
Biogas umso besser. Hier haben 
wir schon vor einigen Jahren die 
100-Prozent-Marke überschritten. 
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Wendland Positiv

Dänen und 
Wenden 
sind die 

Eltern der 
Energie-

wende

Wo stehen wir jetzt?

Die ersten fünf Prozent sind im-
mer die schwersten. Doch inzwi- 
schen hat das Thema eine Eigen- 
dynamik erreicht, die kaum noch 
des Anschubs bedarf, eher mah-
nender Worte für zu extreme Aus- 
wüchse, die es auch bei den Erneu-
erbaren gibt. Im Bereich Strom 
haben wir rund 120 Prozent er-
reicht! Der größte Teil davon wird 
in Biogas- und Windkraftanlagen 
erzeugt, aber auch Solarstroman-
lagen wurden von den Landwir-
ten schon früh und in großem Stil 
auf die Scheunen gebaut. So liegt 
der Solarstromertrag in Lüchow-
Dannenberg dann auch dreimal 
so hoch wie im Bundesschnitt.

Besonderheiten beim Kraftstoff

Da wir im Wendland keine eigene 
Autoindustrie haben, können wir 
uns die Fahrzeuge der Zukunft nur 
wünschen, müssen aber mit dem 
auskommen, was der Markt uns 
bietet. Leider ist bei der Autobran-
che noch keine Ausrichtung auf 
eine nachhaltige, zukunftsfähige 
Mobilität festzustellen. Der gute 
Anfang, den VW mit dem 3-Liter-
Lupo gemacht hatte, wurde durch 
die Produktionseinstellung und 
den Bau neuer Spritschlucker 
(Touareg und Phaeton) wieder 
zunichte gemacht. 
In der ersten Zeit haben wir unse-
ren Schwerpunkt auf die Umrüs-
tung von Fahrzeugen zum Pflan- 
zenölbetrieb gesetzt, was aber nur 
für Dieselfahrzeuge funktioniert. 
Darum haben wir in der Region 
nicht nur die allererste Biogas-
tankstelle Deutschlands, sondern 
gleich weitere vier dieser Gas-
tankstellen eröffnet. Der große 
Zuspruch bestärkt uns dabei, in 
diese Richtung weiter zu machen, 
denn zurzeit ist Biogas der Treib-
stoff mit der besten Energie- und 
Umweltbilanz. Trotzdem liegt der 
erneuerbare Anteil am Treibstoff-
verbrauch noch unter 10 Prozent. 

Der Wärmebereich boomt

Holz war schon immer eine tradi-
tionelle Wärmequelle in der Regi-
on. Mit einem Anteil von 14 Pro-
zent im Jahr 2000, der allerdings 
vorwiegend aus alten, ineffizien-

ten Kesseln und Einzelöfen be-
stand, gehörte das Wendland zu 
den rückständigen Regionen, die 
noch nicht ganz von Öl und Gas er- 
schlossen waren. Inzwischen sind 
Öl- und Gaspreise so stark gestie-
gen, dass in manchen Wäldern 
schon das Holz knapp wird. So stei- 
gen dafür auch bei uns die Preise, 
was zum sparsamen Umgang mit 
Holz anregt.
Gerade in der Umgebung von Bio- 
gasanlagen gibt es jetzt fast über- 
all Nahwärmenetze. Diese Ent-
wicklung hin zu Bioenergiedörfern 
wurde besonders durch die Initia-
tiven von „Region Aktiv“ und der 
Bioenergie-Modellregion voran 
gebracht. Aktuell dürfte der Anteil 
im Wärmebereich bei 30 Prozent 
liegen, er könnte aber bereits deut- 
lich höher sein, wenn es bessere 
Rahmenbedingungen durch ein 
gutes Wärmegesetz und ein richti-
ges Energie-Einspargesetz gäbe. 
Dies wäre eine der effektivsten und 
am schnellsten wirkenden Maß-
nahmen für die nächste Zukunft. 

Wer sind die Akteure?

Trotz des einstimmigen Beschlus-
ses des Kreistags, gehören Politik 
und Verwaltung wohl selten zu 
den Vorreitern und Taktgebern 
beim Umbau auf Erneuerbare 
Energien. Wenn sie aber wenigs- 
tens die privaten Initiativen wohl-
wollend begleiten und zügig ge-
nehmigen, dann ist schon viel 
gewonnen.
Wir haben zur Begleitung des 
Energieumbaus einen gemein-
nützigen Verein gegründet, aber 
auch der tut sich bei wirtschaftli-
chen Projekten schwer. Er hat im 
Bereich Bildung und Qualifizie-
rung viel getan und dafür gesorgt, 
dass alle Wendländer die Mög-
lichkeit hatten, sich Vorbildprojek-

te in Dänemark, Schweden oder 
Österreich anzusehen. Das ist 
wichtig! Erst wer begriffen hat, was 
alles mit Erneuerbaren Energien 
möglich ist, verliert die Scheu, sein 
Geld in diesem Bereich zu investie-

ren. Mit „Region Aktiv“, in dessen 
Vereinsvorstand alle wichtigen ge- 
sellschaftlichen Gruppen vertre-
ten sind, ist es möglich, modell- 
artig Entwicklungen voran zu 
bringen und Fördermittel für zu-
kunftsweisende Projekte einzu-
werben und sinnvoll einzusetzen. 
Nachdem 2015 die Förderung für 
die Bioenergie-Modellregion aus-
gelaufen ist, unterstützt „Region 
Aktiv“ jetzt den Landkreis bei sei-
nen Bemühungen, sich zu einer 
Masterplan-Klimaschutz-Region 
zu entwickeln. Ziel ist dabei, die 
Treibhausgasemissionen bis 2050 
um 95 % zu reduzieren. 
Das bedeutet weit mehr, als „nur“ 
100 Prozent Erneuerbare Energi-
en. Dafür sind auch große Verän-
derungen in der Landwirtschaft 
und in unser aller Lebensweise er-
forderlich. Wir wollen die notwen- 
digen Veränderungen in den näch- 
sten Jahren modellartig erfor-
schen. Ein ambitionierter Plan, 
wie ich finde.
Für die Projektumsetzung haben 
wir zu Anfang Bürgerbetreiberge-
meinschaften gegründet, um vie-
len Bürgern die Möglichkeit zur 
Beteiligung zu bieten. Auch bei 
den Landwirten schlossen sich im- 
mer öfter Betreiber für Gemein-
schaftsanlagen zusammen, wenn 
die Möglichkeiten des einzelnen 
Betriebs überschritten wurden.
Übrigens: Es gibt bei uns bereits 
vier Biogasanlagen auf Bio-Höfen, 
so genannte Bio-Biogasanlagen 
– damit keiner sage, das ginge 
nicht. Im Gegenteil: Die Bakterien 
erziehen auch die konventionellen 
Betreiber zu einem schonenden 
Umgang mit der Umwelt. Denn 
was der Umwelt schadet, schadet 
den Biogasbakterien und damit 
der Biogasausbeute. Das lernen 
auch konventionelle Landwirte 
schnell ...
Inzwischen haben die Energie-
konzerne und Banken das große 
Geschäft mit den Erneuerbaren 
Energien entdeckt. Das mag in 
manchen Fällen hilfreich sein, sol- 
lte aber zu größter Wachsamkeit 
führen. Denn in den Konzernzen-
tralen zählt nur die Rendite. Da 
können Umwelt oder Landwirte 
schon mal auf der Strecke bleiben. 

Weitere Infos im Internet unter:
www.gorleben-rundschau.de

Das weltweit erste 
Windrad im gro-
ßen Stil, gebaut 
von der „Reisen-
den Schule“ 
in Tvind 
in Dänemark.

Autor Dieter 
Schaarschmidt 
beim Aufstellen 
des ersten Wind-
rads im Wendland
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Aktivistenportrait

Portrait  Wie kommt man darauf, 
eine Sitzblockade „Stuhlprobe“ zu 
nennen? Bei dieser so typischen 
Form des Protests gegen Castor- 
transporte setzen sich Demons- 
trant/-innen auf Stühlen direkt vor 
den Verladekran in Dannenberg, 
dort, wo die heiße Fracht vom Zug 
auf LKW umgeladen werden 
muss. „Am Anfang war tatsäch-
lich eine Darmspiegelung und da- 
mit der Name. Danach erst wurde 
die Idee mit Inhalt gefüllt.“ Edel-
gard Gräfer schmunzelt über ih-
ren Einfall. Niemand hatte es bis 
dahin so dicht ans Geschehen ge-
schafft. 
Im Lauf der Jahre wird die Aktion 
der Polizei doch unheimlich. Ver-
hindert werden kann sie nie, aber 
Auflagen wie die Beschränkung 
der Teilnehmerzahl zeigen, wie 
sehr den Beamt/-innen die „Stuhl- 
probe“ missfällt. Versuchen die 
Behörden auch, das zivile Leben 
entlang der Transportstrecke zu 
unterbinden, sehen doch die Ge- 
richte solche Protestaktionen häu- 
fig mehr im Sinne der Demons- 
trant/-innen.
Dabei ist ein Engagement gegen 
die Atomtransporte durch „frisch 
Zugezogene“ in jenen Jahren 
nicht selbstverständlich. „Heute 
kommst du im Wendland an, und 
wenn du willst, bist du sofort Teil 
der Szene. Das hat bei uns viel 

länger gedauert, und ich musste 
viel dafür arbeiten“. Das ist ihr ei- 
gentlich gar nicht in die Wiege ge-
legt. Als Edelgard 1944 in Berlin 
zur Welt kommt, liegt die Stadt in 
Schutt und Asche. Sie wächst he-
ran zu einer waschechten Berliner 
Göre. Und sie lernt, Verbote groß-
zügig auszulegen: Trotz der Aus-
gangssperre im Zuge des Arbei-
teraufstands in der DDR im Jahr 
1953 schleicht Edelgard zu den 
Biwaks der russischen Soldaten 
und ergaunert Süßigkeiten. 
Während ihre Eltern die Familie 
mit einem Krämerladen durch die 
schwere Zeit bringen, stromert 
Edelgard durch die zerbombte 
Stadt. Häuserruinen sind Aben-
teuerspielplätze. Im zweiten Stock 
auf Stahlträgern zu balancieren ist 
spannender, als Hausaufgaben zu 
erledigen. Und auch, wenn ihr die 
Lehrer lieber aus dem Weg gehen: 
An die 300 Strafarbeiten sind es 
wohl, die sie aufgebrummt be-
kommt. Wie viele sie davon wirk-
lich gemacht hat? Edelgard grinst 
schelmisch. Sie ist heute noch 
eine Berliner Göre. 
Wie das „Experiment“ Schule am 
Ende ausging, darüber spricht 
Edelgard nicht. Lieber erzählt sie 
von den Zeiten der „Außerparla-
mentarischen Opposition“, in der 
sie in Kreuzberg einen Antiquitä- 
ten- und Trödelladen betreibt. Als 
ein Geschäftsfreund aus dem 
Wendland regelmäßig Spargel 
mitbringt, ist Edelgards Interesse 
an Lüchow-Dannenberg geweckt. 
Viele Berliner haben hier in den 
Siebzigerjahren Ferienhäuser ge- 
kauft. Schließlich bekommt Edel- 
gard das Angebot, einen Hof zu 
kaufen und greift zu. Alles sind ihr 
und der mitgezogenen Freundin 
fremd: Die Landwirtschaft mit 
Enten, Gänsen und Hühnern, mit 
Schweinen, Schafen und Ziegen, 
das Schlachten und der noch ver- 
breitete Brauch einiger Dorfbe-
wohner, „Führers Geburtstag“ zu 
feiern. „Verstörend“, sagt Edelgard 
heute. Und doch: „Wir haben rich-
tig schön gelebt.“
Finanziell läuft‘s mehr schlecht als 
recht, und so wäre Edelgard fast 
wieder nach Berlin zurückgegan-
gen. Nur ein Zufall verhilft ihr 
und ihrer Freundin zu festen Jobs 
im Wendland. Zum ersten Mal in 
ihrem Leben ist sie nicht Selbst-

ständige, sondern als Familien-
helferin angestellt. Ein Segen für 
sie, ein Segen auch für den Wider-
stand. Denn: Die „Gorleben-Frau-
en“ suchen Verstärkung in dieser 
Zeit. Edelgard geht hin. Da sitzen 
sie, malen schweigend Plakate. 
Edelgards Gruß wird kaum erwi- 
dert. „Unfreundlich“, denkt sie, 
setzt sich aber trotzdem dazu und 
malt. „Und ab da war ich nicht 
mehr zu halten.“ Es kommt Edel-
gard bis dahin überhaupt nicht in 
den Sinn, sich im Wendland poli- 
tisch zu engagieren. Auch nicht, 
als sie Freunde aus Trebel abholt, 
die gerade die gewaltsame Räu-
mung der besetzten Bohrstelle 
1004 überstanden haben.
„Ich habe dann lange Zeit ge-
dacht, dass der Protest nur aus 
Frauen besteht“. Der emanzipato-
rische Widerstand gibt ihr die Si-
cherheit, dass „ein anderes Leben 
möglich ist“. Einmal geweckt, ist 
Edelgard fortan immer ganz vorne 
mit dabei: Sitzblockaden gegen 
Fasstransporte nach Gorleben 
und vor dem AKW Philippsburg, 
die Info-Tour „Der Tod ist ein Ge-
vatter aus Bonn“ mit der Bahn 
durchs ganze Land, Aktionen ge-
gen die „Pilot-Konditionierungs-
anlage“. Bis heute findet jeden 
Sonntag der von Edelgard initiier-
te Spaziergang in Gorleben statt. 
Damals, in Berlin, bei Hertha 06 in 
Charlottenburg, gehörte Edelgard 
zu den ersten fußballspielenden 
Frauen. „Angriff liegt mir halt 
mehr“.
2001 folgt der Wechsel ins „Ma-
nagement“: Edelgard wird Vor-
sitzende der Lüchow-Dannenber-
ger Bürgerintiative. Ein Jahr mit 
gleich zwei Castortransporten. 
„Der Winter war gruselig, und am 
Abend vor der Auftaktdemo fing 
es an zu schneien“, erinnert sich 
Edelgard. Sie bat die Kirche dar-
um, die Gemeindehäuser für die 
Demonstrant/-innen zu öffnen. 
In Dannenberg schliefen damals 
viele sogar in der Sankt-Johan-
nis-Kirche.
„Ich bin doch eigentlich eine Ab-
brecherin, nur in Sachen Gorleben 
nicht“. Edelgard ist auch ein biss-
chen stolz, dass sie seit Jahrzehn-
ten an einer Sache teilnimmt, die 
so brisant und lebendig ist. „Wi-
derstand ist halt ein soziales An-
liegen.“

Die
Berliner
Jöre

Sie ist quirlig. 
Hat viel ge-
leistet für den 
Widerstand 
im Wendland. 
Mehr, als auf 
dieser Seite 
berichtet wer-
den kann. Mehr 
auch, als veröf-
fentlicht werden 
darf. Torsten 
Koopmann hat-
te Mühe, sich zu 
beschränken.
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„Man meint, dass wir nach all den Jahren alles über Tschernobyl wüss-
ten, dass (…) niemand mehr etwas darüber hören möchte. Tatsächlich 
aber ist Tschernobyl nicht nur nicht vergessen – es wurde nie richtig ver- 
standen.“ Mit ihrem Buch „Tschernobyl – Eine Chronik der Zukunft“ hat 
die weißrussische Schriftstellerin Swetlana Alexijewitsch einen Baustein 
gesetzt „für ihr vielstimmiges Werk, das dem Leiden und dem Mut in un-
serer Zeit ein Denkmal setzt“ (Nobel-Komitee). Dafür hat sie kürzlich den 

Literatur-Nobelpreis erhalten. Im 
Wendland hat sie bei den Gorle- 
ben-Aktiv-Tagen das Treckerfahren
gelernt und einen Pass der „Repu- 
blik Freies Wendland“ bekommen. 
In Lüchow gab es zudem diverse 
Lesungen mit Alexijewitsch. 

Blick leXew



Verschiedene Flyer, Infobroschüren, T-Shirts und andere 
wendländische Widerstandsartikel können im BI-Büro 
telefonisch bestellt werden. Weitere Artikel findest Du 
auf unserer Internetseite!

www.bi-luechow-dannenberg.de
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